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Einleitung. 



F ür die Darstellung der internationalen Rechtsbeziehungen 
der egyptischen Staatsschuld, die im Folgenden versucht werden 
soll, kommt es nicht so sehr darauf an, die für das egyptische 
Schuldenwesen massgebenden Rechtsbestimmungen bis in alle 
Einzelheiten erschöpfend zu schildern, als vielmehr von den 
Grundzügen seiner juristischen und politischen Beziehungen, 
von seinem historischen Entwickelungsgange und seiner praktisch- 
wirtschaftlichen Bedeutung ein möglichst scharfes und anschau- 
liches Bild zu geben. Von diesem Gesichtspunkte aus gewinnt 
die Arbeit das eine Gute, dass sie es ermöglicht, die rechtliche 
Bedeutung der Einwirkungen der europäischen Mächte auf das 
egyptische Staatsleben in voller Tragweite zu erkennen. Diese 
Einwirkungen sind es zum grössten Teile gewesen, die diesem 
eine so eigenartige und verwickelte Form gegeben haben. Unsere 
Aufgabe ist vorwiegend die einer Rechtsausführung ; nur soweit 
politische Interessenkämpfe für das Recht von Bedeutung waren, 
sind sie berücksichtigt worden. Die egyptischen Finanz Verhältnisse 
sind für diese Arbeit weiter nichts gewesen, als ein klinisches 
Objekt für einzelne internationalrechtlichen Betrachtungen. Dass 
als ein solches Objekt gerade Egypten gewählt wurde, hat seine 
überwiegende Bedeutung darin, dass gerade dieses Land wie 
kein anderes Gegenstand einer überaus vielseitigen inter- 
nationalen Rechtsbildung geworden ist und eine so eminente 
Bedeutung für die gesamten europäischen Interessen staatlicher 
und privater Natur besitzt. Egypten ist wegen seiner blü- 
henden Kultur, seiner Fruchtbarkeit an landwirtschaftlichen 
Produkten und, seit der Eröffnung des Suezkanals, besonders 
wegen seiner für den Weltverkehr hervorragend wichtigen Lage 
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ein Gegenstand vielfachen politischen Streites und weitragender 
Interessenkämpfe geworden. DieseKämpfe haben sich überwiegend 
um die Frage gedreht, in welcher Weise sich das Verhältnis 
Egyptens zu den europäischen Mächten gestalten solle. Die 
Eröffnung des Suezkanals ist für Egypten ein verhängnisvolles 
Ereignis gewesen, welches dieses Land in das Getriebe abend- 
ländischer Komplikationen hineinbrachte, es zuerst zu einer 
für den. Welthandel hervorragend wichtigen Stellung emporhob 
und damit den europäischen Mächten den Gedanken nahe legte, 
es ganz unter ihre Herrschaft zu bringen. Diese Kämpfe, welche 
sich allmählich zu einem Interessenkriege zwischen England und 
Frankreich zuspitzten und nunmehr die unverkennbare Tendenz 
aufweisen, zu einem Konflikte zwischen England und den 
gesamten europäischen Kontinentalmächten auszuarten, haben 
niemals die Frage der Freiheit oder Abhängigkeit Egyptens 
zum Gegenstände gehabt, sondern ausschliesslich die, in wessen 
Händen die Macht über dieses Land ruhen solle, ob in denen 
der Hohen Pforte, Englands oder der zu einem Kollektivprotec- 
torat zu vereinigenden europäischen Mächte. Nur dem Umstande, 
dass diese Machtfrage zu so heftigenKämpfen geführt hat, die 
bis heute trotz Englands Uebermacht noch gänzlich unentschieden 
sind, ist es zu danken, dass Egypten überhaupt noch ein geringes 
Mass politischer Selbstständigkeit besitzt. Ohne Zweifel würde 
es längst die Kolonie eines europäischen Staates geworden sein, 
wenn nicht die Gesamtheit Europas ein dringendes Interesse, 
nämlich das der internationalen Unabhängigkeit des Suezkanals 
daran hätte, Egypten nicht in die Hände eines Einzelstaates 
gelangen zu lassen. Diese staatspolitischen Kollisionen sind 
aber keineswegs von Anfang an als die treibenden Momente der 
Entwicklung des egyptischen Staatslebens aufgetreten, sie 
waren vielmehr bis zum Anfang der achtziger Jahren lediglich 
Begleiterscheinungen, finanzieller Kollisionen, die zwischen euro- 
päischen Gläubigern und dem egyptischen Staate bestanden. 
Erst zu Anfang der achtziger Jahren trat, und zwar als eine 
Folge der finanziellen Kämpfe, die politische Krise 
im Aufstande Arabi-Paschas und der darauf folgenden Invasion 
der englischen Truppen ein; hierdurch erst trat die staats- 
politische Frage in den Vordergrund. Aber auch heute bilden 
jene finanziellen Fiebererscheinungen der siebziger Jahre mit 
ihren juristischen und politischen Folgen, den Einwirkungen 
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der europäischen Staaten und Gläubiger, den Verhandlungen 
der Agenten derselben mit dem Khediven und unter 
einander die Grundlage für eine Reihe bis heute fortbeste- 
hender Verwaltungsorgane von internationalrechtlicher Bedeutung. 
Und da diese in gleicher Weise wie für die finanzrechtlichen Ver- 
hältnisse auch die Grundlage für die staatspolitischen Ope- 
rationen der Mächte bilden, ihrer Bestimmung wie der that- 
sächlichen Übung entsprechend, so ergiebt sich, dass die Dar- 
stellung der finanzielle Kämpfe und ihrer Rechts Wirkungen 
auch ihre Bedeutung besi t für die Lösung und das Verständnis 
aller politischen Agitationen, deren Objekt Egypten geworden ist. 

Selten haben in einem Staate die finanziellen Beziehungen 
zu auswärtigen Gläubigern eine solche Fülle rechtlich bedeut- 
samer Erscheinungen zur Folge gehabt, wie in Egypten, niemals 
aber sind sie für staatspolitische Aktionen in irgend einem 
Lande von so entscheidender Bedeutung gewesen. Darin beson- 
ders beruht die Eigenart des egyptischen Schuldenwesens. 

Auch vom rein ökonomischen Standpunkte aus, nimmt das 
ägyptische Schuldenwesen ein hohes Interesse in Anspruch, da 
sich in ihm deutlich der erdrückende Einfluss der europäischen 
Geldmacht gegenüber einem fast gänzlich unkapitalistischen 
Staate zeigt, dessen Bevölkerung sich im Wesentlichen aus einer 
zwar arbeitsamen, aber praktisch unklugen und politisch trägen 
Bauernschaft zusammensetzt. In diesen wirtschaftlichen Verhält- 
nissen liegt vielfach die Wurzel bedeutungsvoller Rechts- 
schöpfungen verborgen, aus ihnen heraus erklärt sich die Eigenart 
mancher Recbtsbeziehung, und es ist daher in ihnen eins der haupt- 
sächlichsten und wertvollsten Interpretativmittel für das ganze 
Recht der egyptischen Staatsschuld zu erblicken. Wir sind 
leider der Zeit noch ferne, in welcher das internationale Recht 
seinen Grundzügennach in einer grossen und allgemein gültigen, 
in sich abgeschlossenen Kodifikation festgelegt, mit festen Rechts- 
sätzen und Interpretationsregeln in klarer und erschöpfender 
Weise dem Reehtsverständigen vor Augen liegt. Solange dies 
noch nicht der Fall ist, müssen wir mühsam aus der politischen 
Entwicklung der Dinge und ihrer ökonomischen Bedeutung, aus 
der Gesamtheit der die einzelne Rechtsbildung erzeugenden 
Thatumstände di£ rechtlichen Normen, die darin enthalten 
sind, herauszuschälen versuchen. Diese Aufgabe, welche die 
Wissenschaft des internationalen Rechts zu lösen hat, ist gerade 
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in unserer Zeit besonders schwerwiegend und bedeutsam 
geworden, nachdem die kapitalistische Wirtschaft, in der wir 
leben, in hohem Masse den Verkehr mit fremden Nationen 
angebahnt hat, sodass man mit Recht von der Internationalist 
des Kapitalismus reden kann. G-eldverkehr und Creditwesen 
haben sich in einer die Schranken der einzelnen Nationen über- 
schreitenden Weise entwickelt, dergestalt, dass jede Aenderung 
in der finanziellen Lage selbst weit entfernter Staaten heute 
einen erheblichen und tiefeinschneidenden Einfluss auf die 
der übrigen Nationen ausübt. 1 ) Auch unter diesem Gesichtspunkte 
wird die Darstellung der finanziellen Verhältnisse eines aus- 
wärtigen Staates ihre Berechtigung finden. 



l ) Vergleiche hierau insbesondere Meili „der Staateb ank rott und die 
moderne Rechtswissenschaft.“ 
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II 

Die Rechts- und Handlungsfähigkeit des 
egyptischen Staates. 



Die Beziehungen eines Staates zu seinen Gläubigern sind 
regelmässig Ergebnisse einer beiderseitigen, freien, sich auf ein 
Zweckobjekt konzentrierenden Willensthätigkeit. Der Staat, der 
eine Anleihe kontrahieren will, bietet eine Reihe vermögens- 
rechtlicher Vorteile aus und lässt jedem die Wahl, diese Offerte 
zu acceptieren und dadurch für sich wirksam zu machen. Der 
Staat offeriert, er zwingt nicht. Der Acceptant leistet anderseits 
nicht, um eine Verpflichtung staatsbürgerlicher Natur zu erfüllen, 
sondern um sich selbst den Staat zu vermögensrechtlichen 
Leistungen zu verpflichten. So wird die Staatsanleihe rechtlich 
begründet. Sie ist ihrem Charakter und Inhalte nach ein Vertrag, 
und als solcher nicht öffentlich-rechtlicher, sondern rein privat- 
rechtlicher Natur. Als öffentlich-rechtliches Subjekt übt der 
Staat lediglich Hoheitsrechte aus, er kann nur solche ausüben, da 
dies der Gesamtinhalt seiner öffentlichen Funktionen ist, er kann da- 
her in dieser Eigenschaft Privatrechtspersonen nur zwingen, nicht 
aber sich ihnen selbst gegenüber durch Versprechungen verpflichten. 
Sobald der Staat aber dieses letztere thut, tritt er nicht als 
Träger hoheitlicher Rechte, sondern als private Rechtspersön- 
lichkeit auf, welche nach dieser Richtung hin auf demselben 
Rechtsboden steht, wie der Privatmann. Er untersteht daher 
auch den Gesetzen des privaten Rechts, denen der Staat als 
souveränes Rechtssubjekt in keiner Weise unterstellt sein kann. 

Diese Regeln gelten sowohl für die konsolidierten als für 
die schwebenden Staatsanleihen. Erstere unterscheiden sich von 
den letzteren vorwiegend nur dadurch, dass diese aus reinen 
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Bedürfnisses ausgeübt werden, und dass sie meist einer einmaligen 
Tilgung unterliegen; während die konsolidierten in der Regel 
auf grössere Beträge gehen, meist an das Erfordernis besonderer 
gesetzlicher Konstituierung gebunden sind und durch allmähliche 
periodenweise Rückzahlung getilgt werden. Diese Unterschiede 
entbehren jedoch fiir die rechtliche Natur der Schuld jeder 
wesentlichen Bedeutung; der Charakter ihres Begründungsaktes 
ist in beiden Fällen der gleiche, auch weist der Inhalt der 
Vertragsverpflichtungen keinerlei prinzipielle Verschiedenheiten 
auf. Es ist daher gänzlich grundlos, einen Unterschied zwischen 
den durch solennen Gesetzgebungsakt inaugurierten — nicht 
etwa begründeten, da die Begründung in dem Vertragsabschlüsse 
zwischen den Gläubigern und dem Staate liegt — und den 
lediglich im gewöhnlichen Wege der Staatsverwaltung kontrahier- 
ten Anleihen, wie dies L. von Bar 1 ) thut, in dem Sinne zu machen, 
dass aus jenen eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung des Staates 
aus diesen hingegen nur eine privatrechtlich-fiskalische Schuld 
hervorgehe. Auch diese letzteren Schulden haben einen gesetz- 
geberischen Akt zu ihrer Voraussetzung, denn nur durch diesen 
kann der Staat seine Verwaltungsorgane zu ihrer Kontrahierung 
bevollmächtigen. Andrerseits enthält jener solenne, der angeb- 
lich öffentlich-rechtlichen Anleihe zu Grunde liegende Gesetz- 
gebungsakt auch weiter nichts, als eine Vollmachtserteilung an 
die dazu berufenen Organe des Staates, eine Staatsanleihe 
bestimmten Inhalts zu kontrahieren. Es liegt somit gar kein 
Unterschied in der rechtlichen Begründung dieser beiden Arten 
der Staatsanleihe vor, und es ist daher, da sie übrigens auch 
denselben wirtschaftlichen Funktionen dienen, eine Verschiedenheit 
des staatlichen Obligationszustandes hinsichtlich derselben nicht 
begründet. Ohne Zweifel aber ist das Recht zur Vornahme 
solcher privaten Rechtsgeschäfte mit dem öffentlich-rechtlichen 
Charakter des Staates innig verknüpft, denn die öffentlich-recht- 
liche Stellung desselben ist die Voraussetzung aller von ihm vor- 
genommenen Akte, Soweit diese auf dem Gebiete des Privatrechts 
liegen, untersteht der Staat dem Rechte der juristischen Person; 
er bildet ein Begriffswesen, dem die Ausübung hoheitlicher 
Funktionen als Zweckbestimmung zu Grunde liegt, und dessen 
Rechtspersönlichkeit lediglich aus diesem Grunde von der 
Rechtsordnung anerkannt ist. 

*) Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts Bd. II S.687fg. 
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Solange Egypten als türkische Provinz zum Herrschafts- 
gebiete der Hohen Pforte gehörte, konnte es keine selbständige 
Handlungsfähigkeit und daher auch nicht die Fähigkeit, Anleihen 
aus eignem Rechte zu kontrahieren, besitzen. Egypten war kein 
selbständiges Rechtssubjekt, weil es kein Staat war. Erst als es 
ihm durch die Siege Mehemet-Alrs gelang, die souveräne Gewalt 
der Pforte zu durchbrechen, wurde es Träger selbständiger 
Hoheitsrechte und damit Staat. Dieser Rechtszustand wurde 
endgültig festgesetzt durch die Konvention der europäischen 
Mächte zu London vom 15. Juni 1840 und den im Anschlüsse 
hieran und unter dem unmittelbaren Einflüsse der Mächte er- 
lassenen Firmau vom 13. Februar 1841. 0 Durch diesen Firman 
wurde Egypten insbesondere das Recht zugesprochen, Steuern 
und Abgaben selbständig zu erheben und zu verwalten. Es erhielt 
damit die Fähigkeit, alle innerhalb dieser Grenzen erforderlich 
werdenden Geschäfte selbständig und mit eigener Verantwort- 
lichkeit einzugehen. Der durch die Londoner Konvention und 
den Firman vom 13. Februar 1841 zwischen Egypten und der 
Türkei geschlossene Rechtszustand besitzt allseitig bindende, 
also völkerrechtliche Kraft, da er aus dem Gesamtwillen 
der europäischen Mächte hervorgegangen ist. 2 ) Anders verhält 
es sich mit den späteren Firmanen des Sultans. Da diese lediglich 
Ausflüsse des souveränen Willens der Pforte sind, so kann ihnen 
eine völkerrechtlich bindende Kraft im Sinne der Londoner Kon- 
vention nicht zugestanden werden. 3 » Der Inhalt dieser Firmane 
besteht lediglichin einer Uebertragung von Verwaltungbefugnissen 

1 ) Siehe Holland, the Europen Concert and the Orientnl Question 
Oxfort 1889 S. 90 fg. Parliamen tary Papers Egypt 1839 S. 205 -207. 

2 ) Allerdings war in der Londoner Konvention dem Sultan das Recht 
gegeben, wenn der egyp tische Pascha nicht binnen einer bestimmten, 
thatsächlich nicht inn?gehaltenen Frist seine Feindseligkeiten einstelle, 
nach freiem Ermessen das Verhältnis zwischen sich selbst und Egypten 
zu regeln (il se considerera comme libre de retirer cett© ofire et de suivre 
en consequence teile marche ulterieure que ses propres interets.et les 
conseils de 9es allies pourront lui suggerer) Die Konventionsmftchte haben 
aber damit nicht das Verhältnis zwischen Egypten und der Pforte lediglich 
der Willkür des Sultans unterstellt, sondern offenbar gewollt, dass der 
vom Sultan festzusetzende Rechtszustand endgültig und allseitig wirksam 
sein solle, wie das auch dem Grundgedanken der Konvention entsprach. 
Unrichtig ist es daher, wenn angenommen wird, der Firman vom 13. 
Februar 1841 sei lediglich ein freier, widerruflicher Willensakt des Sultans 
gewesen und stehe daher mit den späteren Firmanen desselben rechtlich 
auf gleicher Stufe. Dieser Annahme zufolge müsste Egypten noch heute 
der Gewalt der Pforte in allen Teilen unterstehen. 

*) Vergleiche hierüber im Folgenden S. 12 fg. 
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der Pforte auf Egypten. Diese Befugnisse bilden einen Bestand- 
teil der souveränen Gewalt der Pforte über Egypten, von 
welcher sie nicht losgelöst werden können. Da nun aber die 
Einräumung souveräner Rechte an ein denselben unterworfenes 
Subjekt dem Charakter der Souveränität durchaus wider- 
spricht, also rechtlich unmöglich ist, so können die Firmane 
des Sultans nur eine Uebertragung derselben quoad exercitium, 
nicht quoad ius bedeuten. Die Pforte bleibt daher souverän, kann 
also auch alle eingeräumten Befugnisse frei widerrufen. Recht- 
liche Bedeutung nach aussen hin haben die Firmane nur in- 
sofern, als die von Egypten auf Grund derselben vorgenommenen 
Rechtshandlungen als rechtmässig erfolgt angesehen werden 
müssen; diese haben insoweit dieselbe Kraft, als wenn sie von 
der Pforte selbst ausgegangen wären. 

Mit der durch den Firman von 1841 eingeräumten Ver- 
waltungsbefugnis erhielt Egypten auch das Recht, soweit es durch 
die Erfordernisse der Finanz Verwaltung notwendig wurde, 
Anleihen zu kontrahieren. Es geht dies daraus hervor, dass, wie 
bereits dargethan ist, jedes Recht zur Ausübung hoheitlicher 
Akte auch das Recht in sich birgt, die hierzu erforderlichen Rechts- 
geschäfte privater Art zu begründen, sodass sich mit diesem Rechte 
also auch die private Handlungsfähigkeit seines Trägers verbindet 1 ) 

Das Recht, unbeschränkt Anleihen im eignen Namen 
einzugehen, erhielt Egypten erst durch kaiserlich-ottomanischen 
Firman vom 8. Juni 1867. Der Sultan gewährte durch diesen 
Firmander egyptischen Regierung p rin zip iel 1 das Recht, An- 
leihen jeder Art aufzunehmen; jedoch machteer die Ausübung 
dieses Rechts von seiner jedesmaligen Genehmigung abhängig. 

Im Jahre 1876 erhielt endlich Egypten das Recht zugebilligt, 
Anleihen selbständig auch ohne Genehmigung der Pforte auf- 
zunehmen. Dieses Recht wurde durch den Firman vom 8. Juni 1873 2 ^ 
endgültig bestätigt. Dieser Firman, der das gesamte Verhältnis 
Egyptens zur Pforte in einer noch heute massgebenden Art 
geregelt hat, gab der egyptischen Regierung die volle Selbstän- 
digkeit und Unabhängigkeit der gesamtem inneren Verwaltung 
einschliesslich der finanziellen und volle Gesetzgebungsgewalt 
Auch wurde der egyptischen Regierung das Recht zur selbstän- 

! ) Vergl. Holland a. a. 0. S. llo fg. und die dortigen Citate; dgl 
den Bericht S. Drummond-WolfFs in Parliam. Papers 1887 No. 5. 

2 ) Abgedruckt in Holland a. a. O. 
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digen Abschliessung von Handels- undZollverträgen zugesprochen, 
desgleichen von solchen, welche die Angehörigen fremder Nati- 
onen betreffen. Endlich hat der Khedive das Recht der Kontrolle 
über die finanziellen Angelegenheiten des Landes, er hat die volle 
Gewalt, im Namen der egyptiscben Regierung auswärtige Anleihen 
aufzunehmen, wenn immer er dies für nötig befindet. Diese Selbstän- 
digkeit im Abschluss von Verträgen mit auswärtigen Mächten reicht 
jedoch nur soweit, als dadurch den politischen Verträgen der 
Pforte und ihren souveränen Kochten über Egypten kein Ein- 
trag geschieht, und, um der Pforte die Prüfung hierüber zu er- 
möglichen, ist der egyptiscben Regierung die Pflicht auferlegt, 
derselben die Entwürfe aller Konventionen mit fremden Mächten 
vor der Promulgation mitzuteilen. 

Durch den Firman vom 2. August 1879 l ) wird dem Klie- 
diven das Recht, selbständig Anleihen aufzunehmen, insoweit ent- 
zogen, als diese nicht zur Regelung der zur Zeit des Erlasses 
bestehenden Finanzkalamitäten dienen ; auch in diesem Falle 
soll die Aufnahme von Anleihen nur in Uebereinstimmung mit 
den Gläubigern oder den offiziellen, zur Vertretung ihrer Inter- 
essen berechtigten Organe geschehen. Das Verbot der selb- 
ständigen Aufnahme von Anleihen schliesst indes zweifellos nur 
die Aufnahme einer Anleihe ohne Genehmigung des Sultans aus. 

Durch diesen Firman hat der Sultan das Recht, die innere 
Verwaltung Egyptens selbständig zu normiren, auf Egypten 
übertragen, während er die äusseren Beziehungen dieses Landes 
seiner eignen Kompetenz Vorbehalten hat. Der Sultan hat da- 
mit sich jenes Rechts der Einwirkung auf die innere Staatsver- 
waltung Egyptens keineswegs definitiv entschlagen; er bleibt 
daher befugt, auch seinerseits selbständig in die egyptische Ver- 
waltung einzugreifen und für Egypten Anleihen zu kontrahieren. 
Mit Unrecht wird dieses Recht dem Sultan von Kaufmann 56 ) aus 
dem Grunde abgestritten, weil derselbe das Verfügungs recht 
über die Staatsfinanzen dem Khediven überlassen habe. Gewiss 
ist dies geschehen; daraus ist aber nicht zu folgern, dass der 
Khedive allein berechtigt sei, dieses Recht auszuüben. DerSultan 
hat vielmehr der Einräumung des letzteren die ausdrückliche 
Beschränkung hinzugefügt, dass der souveränen Gewalt der 

! ) S. Pari. Papers 1880 Egypt II. p. 51. Hollanda. a. O. S. 1*26 fg. 

*) Kaufmann, das internationale Recht der egypt. Staatsschuld, 
Berlin 1891 S. 5 fg. 
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Pforte kein Eintrag geschehen solle. Souverän aber ist die 
Pforte über Egypten in jeder Beziehung, soweit nicht eine 
ausdrückliche Beschränkung ihrer Souveränität mit internationaler 
Rechtswirkung konstituiert ist. Dies ist aber nur im Umfange 
der Londoner Konvention und des hierauf begründeten Firmans 
vom 13. Februar 1841 geschehen. Wenn der Sultan daher sagt: „Ich 
will Dir, Khedive, das Recht, Anleihen zu kontrahieren, überlassen, 
doch soll dadurch keins meiner Souveränitätsrechte geschmälert 
werden,“ so bedeutet das soviel als : „Ich will Dir das Recht, 
Anleihen zu kontrahieren, geben, ohne indes selbst das Recht, 
dies für Dich zu thun, aufzugeben. ul ) Uebrigens fällt zu Gunsten 
der hier vertretenen Ansicht auch der Umstand erheblich ins 
Gewicht, dass ein von der souveränen Macht der untergebenen 
eingeräumtes Verfügungsrecht eine definitive Entäusserung dieses 
Rechts überhaupt nicht enthalten kann; denn die Souveränität 
ist ein Gewaltzustand, der daher auch nicht durch eine ein- 
fache Anordnung des souveränen Staates beseitigt werden kann, 
sondern nur durch eine Verschiebung der thatsächlichen Macht- 
verhältnisse, sei es dass diese eintritt durch den gemeinsamen 
Willen der Mächte oder die Gewalt der Waffen. 



*) Vgl. die vortrefflichen Ausführungen in La band, Staaterecht des 
deutschen Reiches Bd. I S. 52 fg. 
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III 

Die egyptische Finanzwirtschaft. 

Das egyptische Budget ist zunächst mit einer durch die 
Londoner Konvention zu Gunsten der Pforte auferlegten Tribut- 
pflicht im Betrage von 681000 1. st. belastet. 1 ) 

Eine solche Verpflichtung enthält nicht lediglich einen 
Obligatiouszustand wie eine Staatsanleihe oder eine Kriegsschuld, 
sondern sie trägt als Ausfluss staatlicher Hoheitsgewalt durch- 
aus den Charakter eines staatsrechtlichen Unterthänigkeitsverhält- 
nisses. Tributpflichtig sein heisst mehrmals eine Summe in Höhe 
des Tributs verschulden. Der Tribut spricht vielmehr dem 
Gläubiger-Staate ein Herrschaftsrechtzu, welches in einer durch 
die Höhe der Tributsumme begrenzten Verfügungsgewalt besteht. 
Dies ergiebt sich nicht allein aus dem Zweckgedanken, sondern 
auch aus der Begründungsart einer jeden Tributpflicht, die nicht 
ohne eine thatsächliche Unterordnung des pflichtigen Staates 
gedacht werden kann, und erhellt vollends aus einem Vergleiche 
mit dem mittelalterlichen Lehnrecht, dessen Grundgedanke mit 
dem der modernen halbsouveränen Staatsgebilde völlig identisch 
gewesen ist. 2 ) Der Verpflichtung zum Ritterdienst und zur 
Stellung von Kriegstruppen, einer Verpflichtung, die, mehr als 
eine blosse Obligation, auch die Verfügungsunterthänigkeit des 
Vassallen enthielt, entspricht die Tributpflicht der muslimischen 
Halbstaaten in jeder Beziehung. Die Pforte ist nicht sowohl 
berechtigt, zu forde r n, als vielmehr über das egyptische Staats- 
vermögen unmittelbar bis zur Höhe des Tributs mit souveräner 
Gewalt zu verfügen. So steht also Egypten mit Rücksicht auf 
seine Tributpflicht in einem direkten Gewaltverhältnisse zur 

*) Dies ist die gegenwärtige Höhe des Tributs. Ursprünglich be- 
trug derselbe l.">0000 Beutel = 3 Millionen Mark ; er ist also um das Fünf- 
fache gestiegen. 

f ) Hierüber vgl. die Ausführungen in Ho Itzendorf f Hdb,des Völ- 
kerrechts Bd. II S. 99. 
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Türkei, und es ist daher weniger berechtigt, von der „Kon- 
stituierung“ seiner Tributpflicht durch die Londoner Konvention 
zu reden, als vielmehr umgekehrt von einer Beschränkung der 
bisherigen türkischen Verfügungsrechte bis auf die Höhe des 
Tributs. Ebenso wenig ist es korrekt, wenn v. Holtze ndorff 
in der Tributpflicht nichts weiter als ein Symbol der Abhängig- 
keit Egyptens erblickt. Sie ist nicht ein blosses Symbol, sondern 
direkter Inhalt derselben. Der Tribut ist weniger eine Schuld 
Egyptens als ein Gewaltrecht der Pforte. 

In internationale Schuldverhältnisse ist Egypten erst 
unter Said Pascha eingetreten. Mehemet-Ali und Abbas Pascha 
haben es geradezu ängstlich vermieden, das für die unter schweren 
Opfern errungene Selbständigkeit ihres Landes und Thrones so 
gefährliche Gespenst internationaler Komplikationen heraufzu- 
beschwören; sie zogen es vor, lieber die Kräfte ihres Landes 
bis zum Uebermasse auszubeuten, als die Hülfe fremder Gläubiger 
in Anspruch zu nehmen. Politisch angesehen war dieses Prinzip 
klug und berechtigt, wirtschaftlich hingegen ist es von den übelsten 
Folgen für Egypten gewesen. Das Land war durch die langen und 
aufreibenden Kriege Mehemet-Ali’s so erschöpft, dass es sich aus 
eigenen Kräften nur mühsam zu erholen vermochte. Unter solchen 
Umständen wäre nichts berechtigter und heilsamer gewesen, als 
im Wege einer Anleihe Kapitalien in das Land zu bringen, die 
geeignet waren, die schweren Schäden des Krieges schnell und 
nachdrücklich zu beseitigen. 

Die erste Anleihe Egyptens wurde im Jahre 1862 unter 
Said Pascha bei dem Londoner Bankhause Frühling und Göschen 
kontrahiert 1 ) und zwar zu einem Betrage von 3292800 Lst. 
zur Tilgung der schwebenden Schulden Egyptens. Der Zinsfuss be- 
trug 7°/o, 1% sollte jährlich zur Amortisation des Kapitals dienen. 
Zur Sicherheit für die Gläubiger wurden die Einkünfte des Deltas 
verpfändet. 2 ) Nach dem Berichte Cave's, welcher für das später 
zu erwähnende Liquidationsverfahren der egyptischen Schuld 8 ) 
erstattet wurde, wurden von den Gläubigern 2764000 1. st. 
gezahlt. Egypten erhielt hiervon nur etwa 2 l U Millionen. Ueber 
‘^Million l.st. blieb also in den Händen der Emittenten und 

9 Vergl. Histoire finatici^rc de 1’ Egypte depuis Said Pascha S. 7 fg. 

2 ) Die rechtliche Natur einer solchen „Verpfändung“ wird später au 
erörtern sein. 

8 ) Siehe Kap. VI. 
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Der Verlust an Kapital betrug für Egypten ungefähr 800000 
1. st., also über ein Drittel des Betrages, welcher wirklich in 
die Hände der egyptischen Regierung gelangte. Nach Art. 8 
des Vertrages sollten die Titel der Anleihe durch den Khediven 
und einen Spezialbevollmächtigten des Sultans mit Beifügung 
des Vermerkes „Avec Autorisation de S. M. ie Sultan“ gezeichnet 
werden. Sollten sich aus dem Vertrage Schwierigkeiten er- 
geben, so sollten Schiedsrichter, von beiden Teilen in gleicher 
Anzahl ernannt, hierüber entscheiden. 1 ) 1864 wurde unter 
Ismail Paschä eine neue Anleihe notwendig, die im Nominalbeträge 
von 5784200 1. st. bei demselben Hause aufgenommen wurde. 
Der Zinsfuss dieser Anleihe betrug 7%, die Tilgungsquote 3,87 °;o 
pro Jahr. Realiter gezahlt wurden nur 4864063 1. st., der 
Verlust an Kapital betrug demnach für Egypten 840000 1. st., 
von denen der grösste Teil in den Händen der Emittenten und 
Vermittler verblieb. Für die Anleiheschulden wurden die Ein- 
künfte der drei Provinzen Dacalieh, Charkieh und Beliera ver- 
pfändet.* 2 ) Art. 4 des Vertrags bestimmte, dass der Khedive die 
Genehmigung des Sultans zur Aufnahme der Anleihe einholen 
solle. Bei Streitigkeiten sollte jedoch abweichend von den Be- 
stimmungen des Vertrages vom Jahre 1862 der Khedive allein 
und in letzter Instanz entscheiden. Weitere Anleihen wurden 
im Jahre 1866 negotiiert, darunter eine Anleihe zum Nominal- 
beträge von 3000000 1. st. bei Frühling und Göschen. Diese 
Anleihe sollte zu7°/o verzinst werden. Von diesen 3000000 1. st. hat 
Egypten nach dem Berichte Cave’s nur 2640000 1. st. erhalten; 
der Kapitalverlust betrug somit 360000 1. st. In demselben 
Jahre wurde die sogenannte Eisenbahnanleihe bei dem Bank- 
hause der M. M. Oppenheim im Betrage von 3000000 1. st. zu 
6°o verzinslich und rückzahlbar in 6 Annuitäten vom 1. Januar 
1869 ab aufgenommen. Das Haus Oppenheim nahm diese Obli- 
gationen für 2640000 1. st. an sich unter der Bedingung, sie 
zur Hälfte in Naturallieferungen für die Eisenbahnen auszahlen 
zu dürfen, für welche ihm eine Kommissionsgebühr von 5 °/o zu- 
gebilligt wurde. 

Geradezu unerhört waren die Bedingungen der Anleihe, 
welche Egypten im Jahre 1868 bei Oppenheim & Co. in Ver- 



0 Art. 16 1. Vertr. En dernier ressort sollte der Grandvizir entscheiden. 

?) Histoire financiere S. 23 fg. Vgl. auch l’Egypte et Y Europe par 
un ancien jugc inixte Art. Finances. 
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bindung mit drr ottamoni sehen Bank und der Societe 
Generale de Paris auf nahm. Die Hauptveranlassung zu 
dieser Anleihe lag in der bevorstehenden Eröffnung des Suez- 
kanals, für welche Ismail Pascha unter dem Einflüsse französischer 
und englischer Agenten ein Interesse und eine Aufopferung be- 
wies, die mit der wirtschaftlichen Lage seines Landes und der 
Bedeutung des Kanales fürEgypten in unvereinbaremWiderspruche 
stand. Über 400000000 Mark hat Ismail für die Eröffnungs- 
feierlichkeiten und die Bewirtung der europäischen Gäste ver- 
wendet; diese Mittel hat sich Egypten von den europäischen 
Gläubigern unter den drückendsten Bedingungen verschaffen 
müssen. Das Kapital der Anleihe von 1868 betrug 11890000 
1. st., von denen nach Cave realiter nur 7193337 1. st. in die 
Hände Egyptens gelangten. Der Zinsfuss des Anleihekapitals 
betrug 7°o, die Tilgungsquote l°o pro Jahr. Der Verlust an 
Kapital erreichte demnach die Summe von 4700000 1. st., also 
von fast zwei Drittel des ganzen Betrages, den Egypten that- 
sächlich erhielt. Auch von diesen 4700000 1. st. erhielten die 
Gläubiger selbst nur den kleinsten Teil, während mindestens 
3000000 1. st., also über 60000000 M. in die Hände der Emissions- 
häuser fielen. Bedenkt man zudem, dass die Verwendung dieser 
Anleihe fast ausschliesslich im Interesse europäischer — vor- 
wiegend englischer und französischer Kapitalisten — erfolgt ist, 
so kann man mit Sicherheit annehmen, dass sich Egypten mit 
mindestens 8 bis 9000000 1. st. lediglich zu gunsten europäischer 
Gläubiger unter den drückendsten Bedingungen belastet hat. 
Die Schuld an dieser verhängnisvollen Entwicklung der Dinge 
ist zunächst dem Khediven Ismail Pascha, der indessen nur ein 
Werkzeug europäischer Kapitalisten war, zuzumessen; vor allen 
Dingen aber den französischen und englischen Agenten, die 
durch ihre Agitationen und Einflüsterungen den Khediven zur 
Aufnahme dieser Anleihe bestimmt haben. 

Was aber an allem dem das Schlimmste und Gefährlichste 
war, das war die Abhängigkeit von europäischen Gläubigern, 
in welche Egypten durch seine übergrosse Schuldenlast geriet. 
Diesen Gläubigem gegenüber hat Egypten ausserordentliche 
Einbussen an Geld und Selbständigkeit erlitten. Es soll nicht 
geleugnet werden, dass bei schlechten finanziellen Zuständen 
es sich ein Staat gefallen lassen muss, wenn ein verhältnismässig 
hoher Gewinn seinen Gläubigern zu gute kommt; aber in diesem 
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Falle war der Gewinn der Emissionsbanken doch über jedes 
vernünftige Mass hinaus hoch. Dem Publikum selbst wurde 
seitens der Emissionshäuser in übelster Weise mitgespielt. 
Durch Reklamen und Börsenmanöver gelang es unter Verheim- 
lichung der wahren Finanzlage Egyptens, die Papiere zu un- 
verhältnismässig hohen Preisen auszugeben. Der Hauptgewinn 
fiel sodann den Banken in den Schoss. Gerade dieser Ver- 
heimlichung der Wahrheit, dieser vielfach schwindelhaften und 
unredlichen Anpreisung der egyp tischen Werte ist es nicht 
zum wenigsten zuzuschreiben, dass sich in den siebziger 
Jahren eine unheilvolle, von Boutros 1 ) treffend als „rage des 
creanciers“ bezeichnete Speculationssucht in egyptischen Papieren 
heraus bildete, die ihrerseits wiederum für Ismail und die egyp- 
tische Regierung erneut den Ansporn zur Fortsetzung der bis- 
herigen Finanzwirtschaft abgab. So kam es auch, dass der 
finanzielle Zusammenbruch des egyptischen Staates bis zum 
Ende der siebziger Jahre aufgehalten wurde, trotzdem dieser 
sich bereits zu Ende der sechsziger Jahre im Zustande tiefsten 
finanziellen Niederganges befand. 

Desungeachtet wurde das bisherige System unbedenklich 
fortgesetzt, Anleihe wurde auf Anleihe gehäuft, ohne dass die 
durch die unsauberen Manipulationen der Emittenten und ihrer 
beteiligten Organe geschürte „Tollwut der Gläubiger“ ein Ende 
nahm. So wurde 1873 von Ismail Pascha eine Anleihe in der 
immensen Höhe von 32000000 1. st. zu einem Zinsfusse von 
7°/o und einer Amortisationsquote von l°/o anfgenoromen. Rea- 
liter gelangten an Egypten nur 20740077 1. st., davon 9000000 
in Bons der schwebenden Schuld. Der Gesamtkapitalverlust 
Egyptens bei dieser Anleihe beziffert sich sonach auf nicht 
weniger als 11000000 1. st. 

Zu diesen Schulden des Staates kamen eine ganze Reihe 
s. g. emprunts personeis d. h. Anleihen, die zwar nicht auf den 
Namen des Staates, sondern auf den des Khediven gingen, die 
aber dennoch, da teils wegen der absoluten Gewalt des Khe- 
diven eine Trennung zwischen Staatseigentum und Privatgut 
desselben wenigstens thatsächlich nicht strikt durchgeführt war, 
teils auch, weil vielfach der Staat für die Privatanleihen des 



l ) Boutros (van Bemmtlen) in seiner pseudonym erschienenen Schrift 
l’Egyptc et rEuropc par im an«*ien juge mixte Bd. II Art. finances. 
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Khediven garantierte, auch das Staatsbudget erheblich belasteten. 
Die khedivialen Privatgüter zerfielen in 1. Daira Sanieh, 2. 
Daira Khassa, 3. Daira der khedivialen Familie. Die beiden 
ersten Dairen 1 ) waren getrennte Vermögensgruppen des Khediven, 
die rechtlich auf gleicher Stufe standen, die Daira der khedi- 
vialen Familie war hingegen Eigentum der gesamten Familie 
desselben und daher nicht in der Weise wie die übrigen seiner 
Verfügungsmacht unterstellt. 

Auf die Daira Sanieh 2 ) nahm der Khedive zunächst im 
Jahre 1865 eine Anleihe im Betrage von 8873000 1. st. zu 7% 
verzinsbar auf. Dieselbe sollte in 15 Annuitäten getilgt werden. 
Als Sicherheit wurden die Einkünfte des khedivialen Eigentums 
verpfändet, ferner auf 365000 Faddans der Daira Sanieh eine 
Spezialhypothek bestellt. 1867 nahm Ismail bei der Banque 
ottomane ein Darlehn von 2080000 1. st. auf die von seinem 
Bruder Mustapha Pascha angekauften Güter zu einem Zinsfusse 
von 9°io auf; 1870 folgte sodann eine weitere Anleihe bei Bischoffs- 
heim, Goldschmidt & Co. zum Betrage von 7142860 1. st. zu 
7°o. Effektiv wurden von dieser Summe nur 5000000 gezahlt. 
Der Anleihebetrag sollte getilgt werden durch o0 Annuitäten 
zu je 668960 1. st. Für diese Anleihe waren alle Domänen und 
150000 Faddans besten Zuckerlandes als Garantie verpfändet. 5 ) 

Ausser diesen festen Schulden lastete auf Egypten eine 
schwebende Schuldenlast, die 1869 etwa 700000 1 . st., 1875 da- 
gegen bereits über 18000000 1 . st. betrug, von denen 3000000 
auf den Dairen des Khediven lasteten. Diese schwebenden 
Schulden bestanden teils aus rückständigen Gehältern, Pensionen 
und Lieferungsforderungen, teils aus kurzfristigen Anleiheschulden 
(bons Malieh), unter denen die bons des villages, welche im 
Jahre 1861 zur Ausgleichung der damals herrschenden Baum- 
wollkrise im Betrage von 35000000 Franks mit achtjähriger, 
von 1869 ab datierender Tilgungsfrist emittiert wurden, eine 
besonders bedeutsame Stellung einnahmen. 

Diese ganze Schuldenlast konnte von einem Lande, wie 
es Egypten war, nicht getragen werden. 

^ J ) Vergl. hierzu Le Droit, gazette des tribunaux egyptiens II p. 

Vergl. hierüber Histoire f ina nci 6 r e, S. 35 fg. Die Titel dieser 
Anleihe sind keine „titres d’Etat“ im juristischen Sinne. Sie haben jedoch, 
wie später auszuführen ist, eine wesentliche Bedeutung für das egyptische 
Staatsschuld wesen erlangt. 

3 ) Histoire finaneiäre S. 103 fg. 
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Um den sich daraus ergebenen Schwierigkeiten zu entgehen, 
sah sich die egyptische Regierung genötigt, sich im Innern 
ihres Landes neue Hülfsquellen zu erschliessen, welche dem 
drohenden Zusammenbruche ihrer Finanzwirtschaft vorzubeugen 
geeignet waren. Dem Khediven kam hierbei die Vorschrift 
des Koran, welche das Leihen auf Zinsen verbietet, vortrefflich 
zu Hülfe. Eine beträchtliche Menge Kapitals befand sich in- 
folge dieser Vorschrift ertraglos in den Händen der Eingeborenen 
vor. Diese konnte Ismail sich mit leichter Mühe nutzbar 
machen, und er that dies, indem er durch die Ruznameh, ein 
Institut halb religiösen Charakters, welches Depositen aufnahm 
und dagegen Rentenbriefe ausgab, unkündbare Renten in Höhd 
von 5000000 1. st. zur Emission brachte. Die sogenannte Ruzna- 
mehanleihe wurde ebenso wie die Zahlung der Zinsbeträge 
durch die Provinzialvorsteher geleitet, welche Anweisung er- 
hielten. nicht ohne Anwendung „entsprechender Massregelü“ 
vorzugehen, falls die erforderten Summen nicht freiwillig von 
der Bevölkerung gezahlt würden. 

Fernerhin wurde im Jahre 1871 das sogenannte Mukabalah- 
Gesetz erlassen. Durch dieses Gesetz l ) wurde bestimmt, dass 
jeder Grundbesitzer, der den sechsfachen Betrag seiner Grund- 
steuer auf einmal entrichtete, für alle Zeiten blos die Hälfte 
seines bisherigen Steuersatzes zu zahlen brauche. Dieser Steuer- 
betrag sollte niemals erhöht werden können. Selbst in dem 
Falle, dass Ereignisse höherer Gewalt, Trockenheit, Über- 
schwemmung und dergl. einen Mehrertrag an Steuern notwendig 
machten, sollte höchstens ein Vorschuss auf künftig fällig 
werdende Beträge eingefordert werden dürfen 2 ), und auch das 
nur nach eingeholter Zustimmung des Ministerrats und der 
Delcgierten-Versammlung, Über die Verwendung der Mukabalah- 

0 VgL Histoire financi&re S. 114 fg. Charakteristisch heisst es in 
den Motiven zu diesem Gesetz : L’etat financier de l’Egypte ii’a rien 
d’alarmant; mais il merite pourtant au point de vüe de la prospärlte future 
du pays d ? attirer toute Patten tion de Sou Altesse und aann weiter: La 
populntion ne pour/ait eile enraclietant le Capital de la dettä 
ae payer ä elle-meme ses interets? Durch solche Vorwände wurde 
die thatsächlichc Finanzlage verschleiert. 

*) Mit vollem Recht bemerkt der anonyme Verfasser der Histoire 
financi&re S. 146 : Je ne Sache pas qne rien de semblable se soit produit 
dans lcs finances d’aucun pays et & aucune epoque des temps modernes*. 
Es verdient bemerkt zu werden, dass im Jahre 1869 die Schuldenlast ziem- 
lich den sechsfachen Betrag des Giundertrages ausmachte. Letzteres be- 
trug 5150000 1 . st., der Betrag der dette 31 000000 , davon dette flottante 
11000 000, emprunts 20000000 1 . st. 
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Betrage sind in Art. 29,40 fg. des Gesetzes nähere Bestimmungen 
getroffen. So soll der FinaDzminister nach Erhebung der ver- 
langten Summen keine bons du tresor mehr ausantworten und 
anch keine Anleihe mehr kontrahieren dürfen. Nach Art. 40 
d. Ges. sollen die einkassierten Summen in eine der Obhut zweier 
caissiers speciaux an vertraute Spezialkasse gelegt und aus- 
schliesslich zurTilgung der Schulden — zunächst der schwebenden — 
verwendet werden. Alles dies waren lediglich leere Vorspiegelungen, 
die bei der Bevölkerung Sympathien für das neue Gesetz her- 
vorrufen sollten, die aber thatsächlich in keiner Weise be- 
obachtet worden sind. Vier Monate nach Einführung des Muka- 
balah-Gesetzes waren bereits 5000000 1. st. an die Staatskasse 
abgeführt; am 1. Juli 1873 — 5 Monate später — war diese Summe 
bereits auf 12000000 angewachsen. Bis zum 6. Juni 1873 hatten 
sich 3650000 Faddans unter das Gesetz begeben mit einer ge- 
samten Steuersumme von 16900000 1. st. Solche direkt die 
Grundlagen des Staatslebens gefährdenden Mittel musste die 
egyptische Regierung in Anwendung bringen, um wenigstens 
einigermassen den Bedürfnissen ihrer Finanzverwaltung gerecht 
werden zu können. 

Unterdessen musste diese Entwicklung der Finanzverhält- 
nisse auch den Stand der egyptischen Werte auf dem inter- 
nationalen Markte in erheblichstem Masse beeinflussen. Uber 
2 Milliarden Mark waren bis in die Mitte der siebziger Jahre von 
europäischen Gläubigern dargeliehen worden. Die Summe der 
egyptischen Schulden betrug weit mehr als der gesamte Wert 
des egyptischen Bodens. Was diese Thatsache besagen will, 
lässt sich daraus ermessen, dass Egypten den weitaus grössten 
Teil seiner Einkünfte von der ackerbautreibenden Bevölkerung 
bezieht, wie diese auch den weitaus grössten Bestandteil seiner 
Einwohner ausmacht. Abgesehen von den Einnahmen der Eisen- 
bahnen, der Zölle und Telegraphen, den Erträgnissen der Häfen 
von Alexandria und von Port Said war die egyptische Staats- 
kasse fasst ausschliesslich auf die Besteuerung der Fellachen 
angewiesen. 
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IV. 

Die internationale Gerichtsreform 



Angesichts solcher Verhältnisse war für die europäischen 
Gläubiger die Gefahr der Insolvenz des egyptischen Staates 
eine überaus dringende. Diese Gefahr war aber dadurch eine 
besonders grosse, dass nach dem damals bestehenden Rechte 
ausschliesslich der Khedive und die diesem unterstehenden Ge- 
richte zur Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten, die sich auf 
die Staatsschulden bezogen, zuständig waren. Diese Zuständig- 
keit des Khediven in eigener Sache galt, abgesehen von der 
Staatsanleihe von 1862 1 ), ausnahmslos für und gegen alle Gläubiger. 
Hieran änderten auch die Kapitulationen nichts. Nach diesen 
waren die Konsulargerichte unbestritten nur für Streitigkeiten 
zwischen Nationalen, nach herrschender Ansicht und zufolge 
thatsächlicher Übung auch dann, wenn nur der Beklagte 
Nationaler war, zuständig. 2 ) In den Streitigkeiten aber, welche 
aus Anleihen hervorgehen konnten, war der Staat als Schuldner 
wenigstens in der weitaus überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
Beklagter und somit nicht den Kapitulationsgerichten unter- 
worfen. 

Ebensowenig fielen auch die mannigfachen, im Grunde 
ziemlich unbedeutenden Beschränkungen, die dem Pascha hin- 
sichtlich seines Gesetzgebungsrechts auferlegt waren, z. B., dass 
er nur mit Zustimmung eines von ihm erwählten Ministerrates 
Gesetze erlassen durfte, ins Gewicht, und zwar umsoweniger, als 
der letztere nach dieser Richtung hin keine von denen des 
Khediven abweichenden Interessen hatte. 

Dieser Rechtszustand wurde durch die internationale Ge- 
richtsreform des Jahres 1876 beseitigt. Wir treten damit in 
die Periode der egyptischen Rechtsentwicklung ein, welche 



*) Vergl. oben S. 17. 

*) Siehe den Bericht des englischen Kommissars Sir Drummond 
Wolff vom 23. Februar 1886 in Pari. Papers Egypt. 1887 No. V S. 1 fg. 
ferner Docum. diplomat., n^gotiations relatives k la reforme 
Judiciaire en Egypte 1871 p. 184. Für die vorliegende Darstellung ist ein 
Eingehen auf diese Frage ohne Interesse, cf. auchl’Egypte etl’Europe 
par un anc. jage mixte Kapitel: Finances. 
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zuerst die Abhängigkeit Egyptens von den europäischen Mächten 
in rechtlicher Hinsicht begründete. 1 ) Am 1. Febr. 1876 wurde 
das Reglement d’organisation judiciaire pour les proces 
mixtes enEgypte auf Geheiss und mit Zustimmung der Mächte 
erlassen. An dieser Gesetzgebung nahmen teil : Deutschland, Öster- 
reich, Frankreich, Italien, Gross-Britannien, Russland, Belgien, 
Spanien, Schweden, Norwegen, Holland, Portugal, Griechenland, 
Dänemark und die vereinigten Staaten von Nordamerika. DasRegle- 
ment d’organisation iudiciaire schuf internationale Gerichtshöfe 
zu Alexandrien, Cairo und Zagazig 2 ), die mit je 7 Richtern, da- 
runter 4 fremden, besetzt waren und die in der Besetzung von 
5 Richtern, darunter 3 fremden, erkannten 8 ). Ferner wurde 
ein Appellhof zu Alexandrien eingerichtet, der mit 11 Richte rn, 
7 fremden, besetzt war und der in der Besetzung von 8 Richtern, 
darunter 5 fremden, erkannte. Die Zuständigkeit dieser Ge- 
richtshöfe erstreckte sich, wie Art. 9 des Gesetzes sagt, auf 
alle Rechtsstreite civil- und handelsrechtlicher Natur zwischen 
Eingeborenen und Fremden und zwischen Fremden verschiedener 
Nationen, ausserdem auf alle Immobilienprozesse zwischen allen 
Personen, selbst wenn sie der gleichen Nation angehören. Aus- 
geschlossen sind jedoch von der Zuständigkeit der Tribunaux 
mixtes Statusrechte, ferner die Eigentumsverhältnisse der Staats- 
domänen und das gesamte Gebiet des Verwaltungsrechts. Im 
Art. 13 w r urde dagegen die allgemeine Bestimmung getroffen, dass 
die blosse Thatsache der Bestellung einer Hypothek zu gunsten 
eines Fremden auf einem bien immeuble ohne Rücksicht auf 
den Eigentümer desselben die Competenz der tribunaux be- 
gründe, soweit die Beurteilung der Wirksamkeit (validite) der 
Hypothek und die Festsetzung aller Rechtsfolgen mit Einschluss 
der Subhastation und Kaufgelderverteilung in Frage komme. 
Über die Zulässigkeit des Rechtswegs entscheiden die tribunaux 
mixtes. 

Vor diesen Gerichtshöfen hatten auch gemäss Art. 10 des 
Reglements die egyptische Regierung, die Verwaltungsorgane 
der Däfren des Khediven und der Mitglieder der khedivialen 

1 ) Holland bemerkt a. a. 0. sehr zutreffend über die Gerichtsreform: 
The Institution of these courts is indeed the turning-point of recent 
Egyptian history (S. 102) vgl. auch Holland texts S. 128., Annuaire de Tin- 
stitut international 1877 p. 321. 

2 ) Später nach Mansurah veilegt Art. 1 d. Regl. judic* 

8 ) Art. 2 fg. R&g 1 . jud. 
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Familie in allen Prozessen gegen Fremde, einerlei, wer in diesen 
Prozessen als Kläger oder als Beklagter fungierte, ihren Ge- 
richtsstand. 

WasdieZwangsvollstreckung angeht , so wird dieselbe durch 
Gerichtsbeamte, und zwar im Wege der Pfändung und Ver- 
steigerung der dem Schuldner gehörigen Güter bewirkt. Aber 
nur solche Güter unterliegen derselben, an denen privat- 
rechtliches Eigentum erworben werden kann. Dies ist nicht 
der Fall hinsichtlich der Staatsgüter „tels que fortifications, 
ports etc.“ und derjenigen, die zum öffentlichen Gebrauche be- 
stimmt sind. Die Güter des Khediven sind dagegen von der 
Zwangsvollstreckung nicht ausgeschlossen, die dem Staate ge- 
hörigen nur insoweit, als sie ihm in seiner Eigenschaft als wirt- 
schaftendem Vermögenssubjekt gehören. In das zur Ausübung 
von Hoheitszwecken dienende Staatseigentum bleibt die Zwangs- 
vollstreckung ausgeschlossen. Dies ist zwar in dem Reglement 
nicht direkt ausgesprochen, ergiebt sich aber aus der extrakommer- 
ziellen Natur dieser Güter. Denn die Verfügung über solche 
Gegenstände ist ein Souveränitätsrecht des Staates, welches nur 
dieser selbst auszuüben berechtigt ist; und thut er dies, so 
handelt er nicht in seiner Eigenschaft als privatrechtliche Person, 
sondern als öffentlich rechtliche Gewalt. Die souveräne Macht 
des Staates duldet ihrer Natur nach keine fremden Rechte neben 
sich, daraus folgt die Unmöglichkeit jeden fremden Eingriffs in 
Alles, w'as zu ihrem Bereiche gehört. Die Zwangsvollstreckung, 
welche sonst unbegrenzt gegen das Eigentum des Schuldners 
vorgenommen werden kann, muss an diesen Arten von Eigen- 
tum scheitern. 

Unrichtig ist es jedoch, wie dies in dem Urteil des Tri- 
bunal de justice vom 10. Mai 1877 1 ) ausgesprochen ist, diesen 
Gedanken auf sämtliche Güter des Staates auszudehnen. Dieses 
Urteil geht davon aus, dass es mit der souveränen Stellung des 
Staates unvereinbar sei,^dass in staatliches Eigentum, einerlei 
welcher Art, eine Zwangsvollstreckung aus privatrechtlichen 
Schuldtiteln solle stattfinden dürfen. Es nimmt dabei irriger- 
weise an, dass jedes Staatseigentum auch unmittelbar Gegenstand 
der souveränen Gewalt des Staates sei. Es ist jedoch bereits 
oben davon die Rede gewesen, dass die Rechtspersönlichkeit 

*) In De droit, gazette des trib. mixtes III Bd. 1877. Jurispr. cL 
trib. II fg. 
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des Staates eine zweifache ist, die des Gewalthabers und die 
des Privatrechtssubjekts; soweit sich der Kreis des Staatsver- 
mögens auf diese seine privatrechtliche Seite bezieht — und 
das ist stets der Fall, wenn nicht kraft ausdrücklicher Zweck- 
bestimmung das Gegenteil feststeht, — ist er daher auch der 
Zwangsvollstreckung unterworfen. 

Gleichzeitig mit dieser Prozossreform trat auch eine solche 
des materiellen Rechtes ein, welches alle der Kompetenz der 
tribunaux mixtes unterstellten Rechtsverhältnisse nach dem 
Muster des französischen Rechts normierte. ! ) 

Ihrer Einrichtung und Zusammensetzung nach waren die 
tribunaux mixtes ägyptische Gerichte. 2 ) Die Gerichtsreform 
bedeutete also einen Zuwachs der Gerichtshoheit des egyptischen 
Staates. Aber dieser Zuwachs war nur ein formeller, materiell 
enthielt er insofern eine sehr erhebliche Einschränkung derselben, 
als eine Reihe von Rechtsverhältnissen, die bisher zur Kom- 
petenz einheimischer Richter gehört hatten, nunmehr einem zwar 
formell egyptischen, thatsächlich aber zur Mehrheit aus fremden 
Richtern bestehenden Kollegium unterstellt wurden. Insoweit 
war das Gebiet der den Kapitulationsgerichten unterstehenden 
Rechtsverhältnisse erheblich erweitert worden. 3 ) 

Aber diese Einschränkung der hoheitlichen Rechte Egyptens 
ist dadurch vollständig ausgeglichen, dass die Kapitulationsgerichte 
nunmehr lediglich auf Rechtsstreitigkeiten zwischen Nationalen 
eingeschränkt waren und damit jede Bedeutung für Egypten 
selbst verloren. Dieser Vorteil war überaus wertvoll. Die ge- 
mischten Gerichte bestanden zwar aus einer Majorität ausländischer 
Richter, diese aber waren aus verschiedenen Nationen zusammen- 
gesetzt, so dass niemals ein ausgeprägter Nationalismus, wie 

x ) Art. 34 d. R6gl. d’org. jud. bestimmte, dass die trib. mixtes im Ge- 
biete des Civil- und Handelsrechts die Normen der „Codes presentes par 
l’Egypte aux puissanees“ und en cas de silence, d’insuffisance et d’obs- 
curite de la loi die Prinzipien des „droit naturel“ und der Billigkeit an- 
wenden sollten. 

s ) Insofern als dem Khediven gemäss Art. 5 d. R6gl. die Ernennung 
und Wahl der Richter zustehen sollte, („la nomination et le choix des 
iuges appartiendront au gouvernement egyptien“). Daraus folgt unmittel- 
bar der Charakter der tribunaux als formell-egyptischer Gerichte, zumal 
auch das Reglement ein formell-egyptisches Gesetz war. 

3 ) Auch war der Khedive bei Ernennung der Richter noch insofern 

S ebunden, als er verpflichtet war, sich „officieusement“ an den Justizminister 
es betr. auswärtigen Staates zu wenden und nur solche Personen anzu- 
stellen, welche mit dem acquiescement und der autorisation ihrer heimat- 
lichen Regierung ausgestattet waren (Art. 5 d. Regl.) 
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dies bei den Konsulargerichten fast immer der Fall war, hervor- 
treten konnte. Dieser Nationalismus war aber das Hauptübel 
welches der Kapitulationsgerichtsbarkeit anhaftete, und welches 
für Egypten um so empfindlicher werden musste, als es bei 
seinem ausgedehnten Verkehr mit Fremden häufig gezwungen 
war, diese Gerichte aufzusuchen. Auch waren die Konsular- 
gerichte wegen ihrer nach der Verschiedenheit ihrer Nationali- 
tät divergierenden Rechtssprechung, deren Quellen den Egyptern 
schwer zugänglich und daher zumeist unbekannt waren, ausser- 
ordentlich drückend und lästig. Die gemischten Gerichtshöfe 
brachten hingegen ein einheitliches Recht, welches in Egypten 
amtlich publiziert worden und daher Jedermann leicht zugäng- 
lich ist, sie brachten einen einheitlichen Gerichtsstand für eine 
bestimmt abgegrenzte Klasse von Rechtsverhältnissen. Die 
Richter waren nicht w'ie die Consuln Vertreter der Interessen 
ihres Staates, sondern unabhängige, lediglich mit der Rechts- 
pflege beauftragte, in den Prinzipien gewissenhafter und unpar- 
teiischer Rechtssprechung herangebildete Beamte. Diese Richter 
mussten, wenngleich ihre Zuständigkeit gegenüber der der 
Consulen bedeutend erweitert war, dem Egypter weit wünschens- 
werter erscheinen, als oine noch so eng begrenzte Kapitulations- 
gerichtsbarkeit. 

Die europäischen Gläubiger aber fanden in den tribunaux 
mixtes das, was sie suchten, nämlich die Garantie, dass ihre 
Ansprüche nicht mehr der Willkürherrschaft des Khediven 
unterstanden. Sie konnten nunmehr, ohne von der egyptischen 
Regierung abhängig zu sein, ihre Ansprüche betreiben und 
wegen derselben die Zwangsvollstreckung bewirken. 
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V, 



Die Caisse de la dette publique. 



Diese internationale Reformgesetzgebung hatte für denKhediven 
noch die weitere rechtliche Folge, dass er den bevorstehenden 
Staatsbankrott, welcher eine Schmälerung der Rechte der 
Gläubiger notwendig machte, nur im Einverständnisse mit den 
an der Gerichtsreform beteiligten Mächten regeln konnte, wenn 
es ihm nicht etwa gelang, im Wege gütlicher Uebereinkunft 
mit den Gläubigern selbst einer Zwangsregelung auszuweichen. 

Das Letztefe versuchte Ismail zuerst. Er bot den Gläubigem 
Konzessionen und Garantieen an und suchte sie auf diese Weise 
zur Konvertierung ihrer Schuldtitel im Sinne einer Herab- 
minderung der jährlichen Staatsschuldenlasten zu bewegen. Nur ein 
Teil der Gläubiger liess sich zu einer solchen Konvertierung, 
welche den Charakter einer rein vertragsrechtlichen Novation 
besitzt, herbei. 

Nunmehr begann Ismail im Wege der Staatsgesetzgebung 
vorzugehen. Er verordnete zunächst durch Dekret vom 6. April 
1876 eine Prolongation der Zahlungsfrist der in den Monaten 
April und Mai 1876 fälligen Titel auf 3 Monate. Dieses Dekret 
ist, da es einen Bruch des international rechtlich festgesetzten, vom 
Khediven anerkannten Rechtszustands enthält, in völkerrecht- 
licher Beziehung zweifellos null und nichtig. Nur insofern hat 
es Bedeutung, als es das erste offizielle Anerkenntnis der Zahlungs- 
unfähigkeit des ägyptischen Staates und damit dessen öffentliche 
Bankrotterklärung enthält. Die Antwort der Mächte auf dieses 
Dekret war die Schaffung der Caisse de la dette publique. 

Diese wurde durch khediviales Dekret vom 7. Mai 1876 
auf die Initiative der an der Gerichts reform beteiligten euro- 
päischen Mächte hin eingeführt. 1 ) 

Die rechtliche Stellung der Caisse ist die eines öffentlich- 
rechtlichen Organs, welches dazu dient, in einer zwischen den 
Interessen des egyptischen Staates und denen der Gläubiger 
vermittelnden Art die öffentlichen Schulden des Staates zu ver- 
walten. Die Caisse ist weder der egyptischen Regierung noch, 
der Regierung irgend eines andern Einzelstaates unterstellt ; sie 
ist vielmehr eine aus dem Gesamtwillen der Mächte resultierende, 



*) Pari Papers Egypt. 1876 No. 8 S. 54 fg. 
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der nationalen egyptischen Regierung koordinierte internationale 
Behörde. Ihre Aufgaben bestehen darin, die für den öffentlichen 
Schuldendienst bestimmten Einnahmen von den Verwaltungs- 
beamten des Landes in Empfang zu nehmen, zu verwalten, 
und von diesen Beträgen die Gläubiger bestimmungsgemäss zu 
befriedigen. Diese Aufgaben sind in den khedivialen Dekreten 
vom 2. Mai und 18. November 1876 festgestellt worden. 1 ) 

Die Mitglieder der Caisse sind sämtlich Angehörige euro- 
päischer Staaten; sie werden von den Regierungen ihrer Heimat- 
staaten benannt und von Khediven auf fünf Jahre formell be- 
stellt. Ihre Geschäfte verwalten sie vollkommen selbständig 
und ohne fremde Einwirkung; sie haben insbesondere auch das 
Recht, sich selbst einen Präsidenten aus ihrer Mitte zu wählen. 

Ihrer Zeitdauer nach ist die Caisse auf solange bestellt, als 
die gesamte Schuldenlast getilgt ist; dies gilt aber nur hin- 
sichtlich der Schulden, welche zur Zeit der Entstehung der 
Caisse vorhanden waren, bezw. deren Dienst ihr später aus- 
drücklich übertragen worden ist. 8 ) 

Zur Erfüllung ihrer Aufgabe, den Schuldendienst des 
egyptischen Staates zu versehen, haben die Kommissare der 
Caisse zunächst die Pflicht die zur Verzinsung und Tilgung der 
Schuld bestimmten Summen von den egyptischen Einnahme- 
behörden entgegen zu nehmen. Letztere sind unmittelbar ver- 
pflichtet, diese Gelder an die Caisse abzuführen, welche diesen 
Beamten gegenüber nach dieser Richtung hin ganz die Stellung 
einer staatlichen egyptischen Spezialkasse hat. Nur durch Be- 
scheinigungen der Caisse selbst können dieselben entlastet werden. 
Jeden Monat haben diese Beamten die Pflicht, dem Finanz- 
minister eine Nach Weisung der zu Schuldenzwecken vereinnahmten 
und an die Caisse abgeführten Summen zu machen. Diese 
Aufstellungen teilt der Finanzminister der Caisse mit, welche 
dadurch die Möglichkeit erhält, die Richtigkeit aller Eingänge 



*) Alle diese Festsetzungen sind später durch das Liqu. Gesetz vom 

17. Juli 1880 bestätigt worden. 

2 ) Durch das Dekret vom 2. Mai 1876 wurden zunächst ein Engländer 
Franzose, Oesterreicher und Italiener in die Caisse berufen. Erst im Jahre 
1885 gelang es Deutschland und Russland, den Widerstand Englands zu 
beseitigen und auch füi diese beiden Länder einen Commissaire bewilligt 
zu erhalten, VgL über die damals schwebenden Unterhandlungen das 
deutsche Weissbuch v. J. 1885 Teil Egypten. S. 1 fg. 

8 ) In diesem Sinne is$ es zu verstehen, wenn Art. 18 des Decr. vom 

18. November sagt: the Commission of the public debt is permanent until the 
entire debt is redeemed. 
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zu kontrollieren. In gleicher Weise hat die Caisse de la dette 
publique von der Daira-Sanieh- Verwaltung die gesamten zur 
Verzinsung undTilgung derDairaschulden erforderlichen Summen, 
ebenso die zur Deckung der der englischen Eegierung verschuldeten 
Zinsen der Suezkanal-Aktien 1 ) in Empfang zu nehmen. 

Sind diese Summen zur bestimmungsmässigen Befriedigung 
der Gläubiger unzureichend, so soll die Caisse den Finanz- 
minister um Zahlung des Rückstandes aus den allgemeinen 
Staatsmitteln ersuchen. Die Regierung hat daraufhin, und zwar 
zwei Wochen vor der Fälligkeit, die nötigen Summen an die 
Caisse zu zahlen. Umgekehrt aber sollen alle Ueberschüsse von 
der Caisse ordnungsgemäss verwaltet und am Ende eines jeden 
Jahres an die egyptische Regierung ausgezahlt werden. Ueber 
ihre Thätigkeit hat die Caisse alljährlich Rechnung zu legen 
und einen Bericht über dieselbe zu veröffentlichen. 2 ) 

Die Caisse ist somit an der Finanzverwaltung des egvptischen 
Staates unmittelbar beteiligt, sie ist sogar den Einnahmebeamten 
gegenüber ein Verwaltungsorgan dieses Staates. Als solches 
hat sie zweifellos die Interessen desselben zu wahren und ist 
hierfür diesem verantwortlich. Auf der andern Seite aber, und 
das ist ihre vorwiegende Bedeutung, hat die Caisse den Charakter 
einer Spezialvertretung der egyptischen Gläubiger. 3 ) Sie hat 
als solche für die Verwirklichung der den Gläubigern zustehen- 
den Ansprüche Sorge zu tragen. Sie ist befugt, diese Ansprüche 
im Wege der Klage gegen die durch den Finanzminister 
repräsentierte egyptische Regierung bei den tribunaux mixtes 
geltend zu machen. 

Die Regierung ist ohne Zustimmung der Majorität der Mit- 
glieder der Caisse nicht befugt, auf dem Gebiete des Steuer- 
wesens irgend welche Aenderungen vorzunehmen, welche die 
Einnahme vermindern könnten; ebensowenig darf sie Schatz- 
scheine oder sonstige Bons ausgeben, noch irgend eine Anleihe 
kontrahieren. Dasselbe Verbot trifft die Verwaltung der Daira 



J ) Ismail verkaufte i. J. 1875 die in seinem Besitze befindlichen 176602 
Suezkanal-Aktien, deren Zinsbeträge bis zum Jahre 1893 veräussert waren, 
an England. Die egyptische Regierung übernahm damit die Pflicht, die 
Zinsen bis au diesem Jahre aus Staatsmitteln zu zahlen. 

2 ) Dieser erscheint jährlich unter dem Titel: Compte rendu des tr&vaux 
de la commission de 1. d. publ. d’Eg. pendant l’annee .... in Cairo. 

8 ) Art. 88 des Gesetzes vom 17. Juli 1880 nennt die Kommissare der 
‘sse geradezu: Repr6sentants legaux des porteurs de titres. 



Digitized by 



Google 




— 31 — 



Sanieh; nur im Falle zwingendster Notwendigkeit darf davon 
abgegangen werdeo, aber auch dann darf sie in keiner Weise 
die Einnahmen, die an die Caisse abzuführen sind, antasten, 
noch darf sie deren Zweckbestimmung verändern. Bei einer 
Erhöhung der Steuern ist die Caisse hingegen berechtigt, den 
das bisherige Mass der Einnahmen übersteigenden Steuerbetrag 
von der Verpfändung loszulösen und der Regierung zu andern 
Zwecken freizugeben. 

Keine Anleihe soll überhaupt kontrahiert werden dürfen 
ohne die Zustimmung der Caisse . l ) 

Um die Innehaltung dieser Bestimmungen zu ermöglichen, 
ist der Caisse das Recht einer jederzeitigen eindringlichen Con- 
trolle und eine Teilnahme an einzelnen Verwaltungszweigen ein- 
geräumt. 2 ) 

Fassen wir den Charakter und die Funktionen der Caisse in 
einen Begriff zusammen, so ist dieselbe ein internationalrecht- 
lich begründetes, mit Geschäften der Staatsverwaltung betrautes 
Vertretungsorgan der Gläubiger des egyp tischen Staates. Dass 
gerade dies letztere ihr Grundgedanke ist, wird im Art. 4 des 
Decr. vom 2. Mai 1876 ausdrücklich hervorgehoben und geht 
übrigens aus dem gesamten Inhalte der ihr zugewiesenen Auf- 
gaben hervor. Der egyptischen Regierung gegenüber hat sie 
das Recht, die eingenommenen, zu Schuldenzwecken bestimmten 
Gelder selbständig und ohne an weitere als die gesetzlich de- 
kretierten Direktiven gebunden zu sein, zu verwalten ; sie hat 
sogar das Recht, den egyptischen Einnahmebehörden Anweisungen 
über das bei der Abführung der Gelder zu beobachtende Ver- 
fahren zu erteilen, sie hat endlich das Recht einer Kontrolle 
über die gesamten zur Herbeischaffung der zum Schuldendienst 
erforderlichen Mittel thätigen Organe. 

Die gesamte Schuldenverwaltung ist damit aus dem Ge- 
biete der allgemeinen Verwaltung des egyptischen Staates her- 
ausgehoben und zu einem einheitlichen Verwaltungskomplexe 
umgeschaffen worden, der ohne dem Schuldner oder den Gläubigern 
unterstellt zu sein, einer unmittelbar von den europäischen 

*) Vgl. hierüber und über das Vorstehende Art. 37 Liqu. Ges. vom 17. 
Juli 1880 (s. unten Kap. IX.) ferner Compte rendu S. 130 fg. 

*) Die liier nicht erschöpfend darzustellen sind, da sie durch spätere 
Dekrete vielfache Modifikationen und Aender ungen erfahren haben. Vgl. 
Decr. vom 27. Juli 18 S5, 22. Juni 1886 Art. 1, 12. Juli 1888 ; 6. Juni 1890 u. m. a # 
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Mächten beauftragten Commission untersteht. *) Die Caisse ver- 
waltet als legale Vertreterin der Gläubiger, ohne jedoch an 
deren Aufträge gebunden zu sein. Sie greift zugleich in die 
egyptische Verwaltung als thatsächliches Staatsorgan ein, ohne 
der egyptischen Regierung untergeordnet zu sein. 2 ) 

Es sei noch bemerkt, dass sie auch über das Budget des 
egyptischen Staates, jedoch nur in Uebereinstimmung mit dem 
Ministerrat alljährlich zu beschliessen hat. 

Zweifellos schliesst die Caisse als Vertreterin der gesamten 
Gläubigerschaft mit ihren Rechtshandlungen jeden Anspruch ex 
eadem causa seitens einzelner Gläubiger gegen die egyptische 
Regierung aus, und es ist daher auch anzunehmen, dass die 
egyptische Regierung mit befreiender Kraft an die Caisse de 
la dette publique zahlt. Mit vollem Recht hat sich daher die 
Caisse auf den Standpunkt gestellt, dass sie mit dem Augen- 
blicke, wo die zum Schuldendienste dienenden Summen ihr 
überantwortet werden, auch das Eigentum an denselben kraft 
und namens ihrer Rechte als Vertretungsorgan der Empfangs- 
berechtigten erwirbt. Die Zahlung, die an sie geschieht, ist 
eben eine Zahlung an den Gläubiger, die Caisse hat die Ver- 
antwortung dafür, dass diese Summen an die Gläubiger gelangen; 
es ist lediglich ihre Sache, wenn sie dieselben nicht bestimmungs- 
gemäss verwendet. Dieser unmittelbare Eigentumsübergang 
wird auch dadurch nicht verhindert, dass die Caisse die über 
die einzelnen Tilgungssummen hinausgehenden Beträge, die 
also der egyptischen Regierung herauszuzahlen sind, lediglich 
zu verwalten hat, ohne indes weiter über dieselben verfügen 



d) Für die Stellung der Commissare ist die Bestimmung des Art 22 
d. Decr. vom 18. Nov. 1876, welche denselben die Uebernahne anderer 
Funktionen in Egypten verbietet; charnkteristisch. 

2 ) In einem von Kaufmann mitgeteilten Urteil (S. 187) der Chambre 
speciale heisst es: il peut n’y avoir aucun doute non seulement sur ce que 
la personnalite des Commissaires de la dette cst eompl6tement distincte 
du gouvernement Egyptien, mais encore qu’ils ne sont pas exclusivement 
des repr6sentants des creanciers, mais bien lesgardiens du bien §te finan- 
cier de TEgypte pou? le compte et au profit de tous les interess^s et qu’une 
teile qualite leur cr6e une personnalite compl&teraent k part et entRre- 
ment independante. Die Stellung der Caisse ist in etwa der eines Konkurs- 
verwalters eu vergleichen, dessen Funktionen ja auch in einer Vertretung 
der Gläubiger- Interessen unterWahrung der Interessen des Gemeinschuldners 
bestehen, und der ebenfalls eine nach keiner Richtung hin abhängige 
Stellung geniesst. Art. 88 v. Liqu. ges. nennt die Commissare der Caisse 
r representaux Rgaux des porteurs de titres M wobei „legaux“ nicht nur 
den Ursprung, sondern auch den Charakter der nur vom Gesetze, nicht 
aber von den Gläubigern abhängigen Caisse bezeichnet. 
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zu dürfen. Sie ist in Bezug auf diese Beträge der ägyptischen 
Regierung für richtige Verwaltung und Rückzahlung verant- 
wortlich. Dieselben werden ihr aber nicht zu Verwaltungs- 
zwecken, sondern auch wie die andern zum Schuldendienste 
überantwortet, weil sie aus Einkünften entstammen, die zur 
Deckung der Schuldobligationen bestimmt sind. Die Caisse hat 
an diesen überschiessenden Beträgen daher, sobald sie als solche 
sich herausstellen, abgesehen von einer aus der Thatsache der 
Zahlung resultierenden nuda proprietas, keinerlei Rechte, sondern 
im Gegenteil die Pflicht, sie vorläufig aufzubewahren und später 
der egyptischen Regierung zurückzuzahlen. An diesen Beträgen 
gewinnt die Caisse schon durch die blosse Thatsache der Ueber- 
gabe Eigentum, weil diese, wie bemerkt, zum Zwecke des Schulden- 
dienstes, also solvendi animo, geschieht. Der egyptischen Re- 
gierung steht hingegen das Recht zu, die Rückzahlung solcher 
Ueberschüsse zu verlangen. 1 ) 



*) Zuständig für die Entscheidung solcher Ansprüche ist, ifie sich 
aus der Coordination der egyp Jschen Regierung una der Caisse ergiebt, 
einzig und allein das trib. mixte zu Cairo. 
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VI. 

Die khedivialen Dekrete des Jahres 

1876. 



Wie mit der Gerichtsreform die Sicherheit einer die Rechte 
der Gläubiger wahrenden Rechtspflege, so war mit der Ein- 
richtung der Caisse die Sicherheit einer ebensolchen Verwaltung 
geschaffen; damit war die Grundlage für das grosse Werk der 
Schuldenliquidation gelegt. Die europäischen Mächte hatten 
diese nunmehr völlig in ihrer Hand. Sie hatten auf Grund der 
Gerichtsreform die Gerichtshoheit, mit der Verwaltungsreform 
die Verwaltungshoheit Egyptens thatsächlich in den wesent- 
lichsten Punkten erlangt, und es konnte daher seitens der egvp- 
tischen Regierung weder direkt noch indirekt ohne Bewilligung 
der Mächte etwas geschehen, wodurch die Rechte der Gläubiger 
in irgend einer Beziehung geschmälert worden wären. Wollen 
wir das Verhältnis, in welches die Mächte dadurch zum egyp- 
tischen Staate getreten sind, juristisch charakterisieren, so ent- 
spricht es der Lage der Sache am meisten, von einer Administrativ- 
hoheit und, da es sich, wie oben dargelegt, auch um Wahrung 
staatlich-egyptischer Interessen handelt, vom einem Administrativ- 
protektorat der europäischen Staaten im weiteren, von einem 
solchen der fünf an der egyp tischen Verwaltung direkt beteiligten 
Mächte im engeren Sinne zu reden. Dieses Rechtsverhältnis 
bürdet den Mächten u. sw. insbesondere den letztgenannten fünf 
eine unbedingte Verantwortlichkeit für alle Handlungen, die sie 
selbst oder durch ihre Organe vorgenommen haben, auf. Sie 
teilen in dieser Beziehung ganz die Pflichten aller Protektorats- 
mächte. 

Auf dieser Grundlage unternahm es der Khedive, zunächst 
durch Verhandlungen mit einzelnen Gläubigergruppen eine Be- 
endigung des egyptischen Staatsbankrotts herbeizuführen. Die 
Lösung eines Staatsbankrotts besteht in der Umwandlung eines 
gegenwärtigen Schuldenzustandes in einen andern, der dem 
Staate weniger intensive Opfer auferlegt, ohne indes die Rechte 
der Gläubiger allzusehr zu verkürzen. Dies geschieht zumeist 
durchHerabsetzung des Zinsfusses, Hinausschiebung von Tilgungs- 
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terminen und Ermässigung der Tilgungsquoten, wogegen dann 
andrerseits für die Gläubiger durch Erhöhung des Betrages 
ihrer Forderungen, Vermehrung der Sicherheiten für dieselbe^, 
Verbesserung der Verwaltungseinrichtungen möglichst gleich- 
wertige Kompensationen zu schaffen sind. Mit andern Worten: 
die Lösung des Staatsbankrotts besteht in der Umwandlung 
intensiver Staatsbelastung in möglichst gleichwertige extensive. 

Dies war vorwiegend die Aufgabe der Caisse de la dette 
publique, und sie begab sich an die Lösung dieser Aufgabe, indem 
sie die kurzfälligen Titel in solche mit längeren Tilgungsfristen und 
kleineren Amortisationsquoten umzuwandeln beschloss. Da die 
gegenwärtigen Einnahmen zur Deckung der Schuldenlast nicht 
ausreichten, so waren zur Ausgleichung künftige heranzuziehen. 
Für diese Thätigkeit waren neben der Rücksichtnahme auf die 
vorhandenen Gläubiger auch die Interessen des Staates in erster 
Linie massgebend. Dies war auch für die Gläubiger von wesent- 
lichster Bedeutung, da deren Rechte nur dann gewahrt werden 
konnten, wenn der Staat leistungsfähig verblieb. Es war somit 
eine der Hauptaufgaben in dem Liquidationsverfahren der 
egyptischen Schuld, dass ein solcher Zustand hergestellt wurde, 
der eine verständige und ertragsreiche Staatswirtschaft gewähr- 
leistete. Von diesem Gesichtspunkte aus war aber das Liquidations- 
verfahren nicht mehr eine blosse Schuldenregelung, nicht mehr 
eine blos rechnerische Thätigkeit; es wurde vielmehr zu einer 
wirtschafts- und verwaltungspolitischen Reorganisation des ge- 
samten egyptischen Staatslebens. 

Das Dekret vom 7. Mai 1876 tilgte den gesamten Betrag 
der festen und schwebenden Schulden, indem es an deren Stelle 
eine einzige feste, zu 7% verzinsliche und binnen 65 Jahren 
mittels halbjähriger Ausloosung rückzahlbare Schuld von 91 000000 
1. st. setzte. Für diese „dette generale unifiee“ wurden die Ein- 
nahmen der Eisenbahnen und eine Reihe von Zöllen und Ab- 
gaben verpfändet. Die neuen Schuldtitel wurden den Inhabern 
der kurzfristigen Anleihen von 1864, 66 und 67 zum Kurse 
von 95°-o, den Gläubigem der schwebenden Schuld zum Kurse 
von 80° o, den übrigen Gläubigern zum Parikurse berechnet. 
Die Gläubiger der Anleihe von 1867, die zu 9®/o verzinslich 
war, sollten für die Herabsetzung ihres Zinsfusses durch die 
neuen Titel in Höhe des kapitalisierten Betrages ihres Zinsver- 
lustes entschädigt werden und zwar zum Betrage von 70°/o des 
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Nominalkapitals. Für die Gläubiger der schwebenden Schuld 
würde zur Entschädigung für ihren Ausfall ein Bonus von 25*i« 
festgesetzt. 

Die neuen Schuldtitel waren, wie dies aus dem bisher ge- 
sagten offensichtlich hervorgeht, ihrem wirtschaftlichen Zweck- 
gedanken und ihrer Entstehung nach anderer Art als die früheren, 
zu deren Ablösung sie bestimmt waren. Dessen ungeachtet 
blieb ihr rechtlicher Charakter ungeschmälert, sie blieben, was 
sie waren, Anleihetitel, ihre causa änderte sich nicht, und folg- 
lich auch nicht ihr privatrechtlicher Charakter. Trotzdem wäre 
es ungerechtfertigt, von einer novatio necessaria im vorliegenden 
Falle zu reden, wie dies mehrfach geschehen ist. Derartige 
Bezeichnungen sind übel angebracht, soweit es sich um Akte 
der Gesetzgebung handelt. Das Gesetz schafft Forderungen ab 
und lässt neue entstehen ohne Rücksicht auf das Verhältnis 
derselben zu einander. Die Ablösung der alten Forderungen 
durch die neuen war zwar der wirtschaftliche Zweck, auf welchem 
die Liquidationsgesetzgebung des egyptischen Staates beruhte, 
rechtlich aber besteht zwischen beiden Forderungen keinerlei 
Zusammenhang; die alten Titel sind vernichtet, nicht weil neue 
sie abgelöst haben, sondern weil das Gesetz sie abgeschafft hat, 
die neuen Titel aber sind entstanden, nicht auf Grund der alten, 
sondern durch gesetzliche Constitution. Von einer Novation 
im Rechtssinne kann somit keine Rede sein. 

Diese Bestimmungen, die unter dem Einflüsse einer zumeist 
an der schwebenden Schuld beteiligten französischen Interessenten- 
gruppe erlassen wurden, fanden nicht die Billigung der über- 
wiegend aus Engländern bestehenden Gläubiger der festen 
Staatsschuld. Diese knüpften daher mit den Khediven Verhand- 
lungen an und erreichten durch ein besonderes Dekret vom 
11. November 1876 eine wesentliche Aenderung der Bestimmung des 
Dekrets vom 7. Mai. Die Dairaschulden und die aus den Anleihen 
von 1862, 63 und 67 wurden durch das neue Dekret von der dette 
gön^rale unifiee wieder losgelöst und letztere in 3 Gruppen zer- 
gliedert, nämlich: 1 ) 

I. eine dette privil^gi^e im Betrage von 17000000 1. st. 
Diese sollten zu 5°/o vom 15. Oktober 1876 ab verzinslich und 
binnen 65 Jahren in Annuitäten von je 885744 1. st. tilgbar 



1 ) S. Art. 3 d. Dekrets, Art. 1, 2, 4 ibid. 
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sein; die Einnahmen der Eisenbahnen und des Hafens von 
Alexandrien sollten speciell für sie, und zwar die des Hafens zum 
Betrage von Ö000000, die der Eisenbahnen zu einem solchen von 
15000000 1. st., ebenso auch Eisenbahnen und Hafen in corpore 
verpfändet sein. Soweit die verpfändeten Einkünfte nicht zur 
Deckung der Schuld ausreichten, sollten die Gläubiger aus den 
sonstigen Staatseinnahmen vorzugsweise befriedigt werden. Die 
dette privilÄgi^e war vorwiegend für die Gläubiger der Anleihen 
von 1862, 68 und 73 bestimmt. 

H. eine dette unifiöe in Höhe von 59000000 1. st. zu 7°/o 
vom 15. Juli 1865 ab verzinslich, rückzahlbar in Amuitäten von 
je 4177720 1. st. binnen 66 Jahren. Für diese Schuld sind 
speciell die im Dekret vom 7. Mai 1876 verzeichneten Einkünfte 
verpfändet, soweit nicht das vorliegende Dekret Abänderungen 
— insbesondere hinsichtlich der Eisenbahnen getroffen hat. Für 
diese dette unifiee sollten fernerhin bis 1885 nur 6% jährlich 
gezahlt, das überschiessende Prozent hingegen zu Tilgungszwecken 
verwendet werden. Die Tilgung sollte erfolgen durch Rückkauf 
der Titel zum Preise von nicht mehr als 75%, wenn dies nicht 
möglich sein sollte, durch Ausloosung zum Kurse von 75% der 
Mominalhöhe . l ) 

Die Anleihen der Da’iren und die der Jahre 1864, 65 und 
67 bleiben bei ihren alten Bedingungen bestehen. Hinsichtlich 
der letzteren (Betrag: 4392616 1. st.) war jedoch bestimmt, dass 
der Rückkauf nicht zum Kurse von 100 sondern von 80°/o statt- 
finden solle. Auch wurde der Bonus der schwebenden Schuld 
von 25 auf 10°/o herabgesetzt. 2 ) Hinsichtlich der Verpfändung 
der Eisenbahnen und des Hafens von Alexandria wurde die 
Bestimmung getroffen, dass dieselben zur Sicherheit der Gläubiger 
einem von der ägyptischen Behörde unabhängigen, aus drei 
Personen, nämlich einem Engländer, einem Franzosen und einem 
Egypter zusammengesetzten Verwaltungskollegium unterstellt 
sein sollten. Pflicht und Aufgabe dieses Kollegiums war es, die 
Eisenbahnen und den Hafen im Sinne des Dekrets vom 7. Mai 
zu verwalten und dadurch also die Gewähr zu geben, dass so- 
wohl die Einkünfte im Interesse der Gläubiger verwendet, als 
auch die pfandweise bestellten Staatsgüter in einer den Zwecken 

i) Im Falle einer Besserung der Einnahmen sollte der Kurs auf 80 °/ 0 
erhöht werden. Art. 5, 6 d. Där. 

*) VgL Art. 5 d. De kr. 
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der Verpfändung entsprechenden Art verwaltet würden. Dadurch 
begrenzte sich seine Aufgabe. Seiner Rechtsstellung nach bildet 
das Kollegium ein reines Verwaltungsorgan; es ist vor allen 
Dingen nicht, wie die Caisse de la dette publique, auch zur Ver- 
tretung von Rechten der Gläubigerschaft ermächtigt. 

An dieses Dekret cchliesst sich in weiterer Verfolgung 
des Gedankens einer Erhöhung der Sicherheit für die Gläubiger 
der fundierten Schuld ein Vertrag zwischen Goschen- Joubert 
und der Verwaltung der Dana Sanieh. Die Anleihen und die 
schwebenden Schulden der Daira Sanieh wurden in eine einzige 
feste, zu 5°/o verzinsliche „dette generale de la Daira Sanieh“ im 
Betrage von 8815430 1. st. umgewandelt. Die Tilgungs- 
bestimmungen waren gleicher Art wie bei der nicht privilegierten 
dette generale unifiee. 1 ) Zur Sicherheit für diese Schuld wurde 
eine Hypothek auf den Gütern der Daira Sanieh und der Daira 
Khassa bestellt; ausserdem wurden die Einkünfte dieser Güter 
und die Civilliste des Khediven bis zur Höhe von jährlich 250000 

1. st. verpfändet. Als Kompensation wurde den Gläubigern der 
bisherigen schwebenden Dairaschuld eine Erhöhung des Nominal- 
betrages dieser Schuld um 10°/o gewährt. In gleicher Art wurde 
durch Vertrag vom 13. Juli 1877 zwischen Goschen- Joubert 
und der Daira Khassa eine einheitliche, feste „dette de la Daira 
Khassa“ hergestellt. Auch in diesem Vertrage wurde eine Ver- 
pfändung der Civilliste und zwar in Höhe von 50000 1. st. jähr- 
lich ausbedungen. 

Fernerhin wurde durch das Dekret vom 11. November 1876 
das gesamte Finanzwesen Egyptens einer aus europäischen Mit- 
gliedern bestehenden Generalcontrolle unterstellt. Diese Behörde 
setzte sich aus einem englischen und einem französischen Mit- 
gliede zusammen, deren Aufgaben darin bestanden: 1. Die ge- 
samten Einkünfte zu überwachen. (Ressort des Engländers) 

2. Den öffentlichen Schuldendienst einschliesslich der Thätigkeit der 
Caisse de la dette publique zu prüfen. (Ressort des Franzosen) 2 ) 

Auch diese Behörde war gänzlich unabhängig, insbesondere 
auch nicht zur Specialvertretung irgend welcher Interessen be- 
rufen. Thatsächlich aber übten die europäischen Mächte durch 
sie eine in alle Teile der Finanz Verwaltung hinein sich erstreckende 



*) Vgl. oben S. 37. 

*) Pari. Papers 1876 Egypt. Nr. 8 S. 63, 1879 Nr. 2 S. 28. Vgl Hol- 
land, tbe europian concert and the eastera question 1889 S. 105 fg. 
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Aufsicht über Egypten aus, welche ihnen in ausgedehntestem 
Masse die Möglichkeit gab, zu ihrem Vorteil die egyptische 
Verwaltung zu beinflussen. 

Die Einsetzung der Generalkontrolle gab übrigens den 
beiden Mächten England und Frankreich hinsichtlich ihrer 
Stellung zu Egypten sowohl in thatsächlicher als rechtlicher 
Beziehung ein bedeutsames Ueberge wicht über die übrigen 
europäischen Mächte l ). Sie konnten durch dieses Institut einen 
weitgehenden, jede andere Macht beinahe ausschliessenden Ein- 
fluss auf Egypten ausüben, welcher dieses Land ganz in ihre 
Abhängigkeit brachte. 

Die Dekrete des Jahres 1876 sind im Wege khedivialer 
Gesetzgebung und nicht im Wege internationalen Zusammen- 
wirkens entstanden. Sie haben daher, wie ein Urteil der Cour 
d’appel vom 22. April 1880 zutreffend ausführt, nicht den 
Charakter eines internationalen Vertrages; ebensowenig aber 
kann ihnen, soweit sie sich auf die öffentliche Staatsschuld be- 
ziehen, der Charakter eines civilrechtlichen Vertrags zuerkannt 
werden. Auch die Ansicht ist abzuweisen, als bildeten diese 
Dekrete zwar nicht für sich allein, aber doch in Verbindung 
mit der späterhin auf Grund derselben erfolgten Konversion der 
Titel den Gläubigern gegenüber, die sich hierauf eingelassen 
haben, einen Vertrag. Diese Annahme scheitert an dem Mangel 
eines auf Vertragsbegründung' abzielenden Willens. Die egyp- 
tische Regierung beabsichtigte mit dem Erlasse der Dekrete 
einen rein gesetzgeberischen Akt. Sie handelte als Trägerin 
der Staatsgewalt; solche Handlungen sind niemals, wie oben 
dargelegt 2 ), privatrechtliche Geschäfte. Demgemäss ist es, wie 
stets, so auch hier unzulässig, einen unwirksamen Gesetzgebungs- 
akt in eine Vertragsofferte umzudeuten und aus der Thatsache, 
dass auf Grund jenes Aktes sich Personen bereit gefunden 
haben, in Gemässheit desselben zu handeln, folgern zu wollen, 

i) England versuchte allerdings, jeden derartigen Anschein zu unter- 
drücken, indem es jede Verantwortlichkeit für die Thätigkeit der General- 
kontrolle ablehnte, (cf. Pari. Papers 1879 Egypt Nr. 2 S. 22; The English 
government disclaimed responsibility for these appointments) Nichts- 
destoweniger ist es gerade England gewesen, welches die Institution der 
Generalkont rolle lediglich zu dem Enae ausgenutzt hat, sich die herrschende 
Stellung in Egypten unter Zurtickdrängung aller anderen Mächte zu er- 
werben. 

*) Vgl. S. 9 fg. 
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es sei nunmehr ein Vertrag zu Stande gekommen. Mögen auch 
die Rechtshandlungen der Gläubiger, was sich jedoch kaum an- 
nehmen lässt, nicht auf der Unterstellung, es sei ein diese Hand- 
lungen gebietendes Gesetz ergangen, sondern einzig und allein 
auf unverfälschtem Vertrags willen beruhen, so ist dennoch wegen 
des fehlenden Vertrags willens und wegen fehlender Vertrags- 
fähigkeit des in Ausübung souveräner Rechte begriffenen Staates 
ein Vertrag nicht zu Stande gekommen. 
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VII. 



Die Rothsehildanleihe. 



Die europäischen Mächte traten nunmehr, um eine endgültige 
und allseitig wirksame Lösung des Staatsbankrotts herbeizuführen, 
mit einander in Verhandlungen über die Einsetzung einer inter- 
nationalen, mit der Untersuchung der gesamten egyptischen 
Finanzlage zu bevollmächtigenden Commission ein. Das Resultat 
dieser Verhandlungen war, dass der Khedive unter dem Zwange 
der Mächte nach heftigstem Sträuben im Dekret vom 30. März 
1878 eine „Commission superieure d’Enquete^ zur Vorbereitung 
der Schulden liquidation berief. Die Befugnisse 1 ) dieser Com- 
mission wurden dahin normiert, dass ihr die Untersuchung der 
gesamten egyptischen Finanzverwaltung in allen ihren Beziehungen 
zustehen solle, indessen ohne die Befugnis selbständiger Ein- 
griffe in dieselbe. 2 ) Bereits im August des Jahres 1878 gab 
die Commission, deren Präsident F. v. Lesseps war, nach eifrigen 
Vorarbeiten ihren Präliminarbericht ab, in welchem sie als die 
Hauptursache aller finanziellen Not die absolute Gewalt des 
Khediven bezeichnete, die es diesem ermögliche, zur Deckung 
privater Bedürfnisse den Staat zu belasten. Zur Ausgleichung 
der Staatsschulden mit dem zu Privatzwecken seitens des Khediven 
verbrauchten Staats kredit stellte es die Commission als not- 
wendig hin, alle Da'iren zur Deckung der Staatsschulden her- 
anzuziehen. Diesem Verlangen, welches die Auflösung des er- 
heblichsten Teils seines Vermögens bedeutete, wollte sich der 
Khedive natüi lieh unter keinen Umständen fügen; er liess die 
Forderungen der Kommission einfach unbeachtet. Um jedoch 
die Ungunst der Mächte von sich abzuwehren und äusserlich 
wenigstens seinen Willen, den Mächten die Regelung des zer- 
rütteten egyptischen Finanzwesens zu überlassen, kundzugeben, 
berief er zwei ausländische Minister in sein Cabinet, nämlich 

1 ) Vgl. Vorverhandlungen mit der Caisse und das Decr. vom 27. Januar 
1878 Pari. Papers 1879 Egypt. II. Die Commission d’Enqu§te ist mit 
d«n weitgehendsten Befugnissen ausgestattet worden. (Les pouvoirs les 
plus ätenaus sont donnes k 1& commission que nous instituons (Art. 1.) 

*) Art. 2 des D. v. 80. März 1878 sagt in dieser Beziehung: en tenant 
compte des droits legitimes du gouvernement. 
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den Engländer Wilson zur Verwaltung der Finanzen, und den 
Franzosen de Blignieres zu der der öffentlichen Arbeiten. 1 ) 

Der erste Schritt, den diese Minister durchführten, war nun 
gerade die Ausführung des von der Commission superieure 
d’enquete gestellten, vom Khediven so heftig zurückgewiesenen 
Verlangens, nämlich die Heranziehung der Dairagüter zum öffent- 
lichen Schuldendienste. Am 26. Oktober 1879 wurden die ge- 
samten Dai'ren zu Staatseigentum erklärt, um nunmehr sofort 
zur Unterlage der Schuldenregelung zu dienen. Dies geschah 
zunächst durch Verpfandung derselben zu gunsten einer neuen, 
bei den Bankhäusern Rothschild & Sons zu London und Roth- 
schild Freies zu Paris im Betrage von 8 500000 1. st. kontra- 
hierten Anleihe, welche zu 5 Proz., zahlbar am 1. Juni und 1. 
Dezember eines jeden Jahres, verzinst werden sollte. 

Die zur Sicherung für diese Schuld getroffenen Bestim- 
mungen bestanden einerseits in der Einräumung dinglicher und 
obligatorischer Rechte an die aus dieser Anleihe hervorgehenden 
Gläubiger, andrerseits in der Einrichtung von Verwaltungs- 
organen, die eine solide und vertragsgemässe Verwaltung der 
Schuld gewährleisteten. Es wurde bestimmt, dass die an den 
Staat abgetretenen Domänen ausschliesslich zur Sicherheit für die 
richtige Zahlung der Zinsen und für die Tilgung der Schuld dienen 
sollten und bis zur vollständigen Tilgung der Schuld weder 
veräussert nach verpfändet werden dürften. Auf Grund be- 
sonderen Vertrages vom 1. Februar 1879 und Zusatzvertrages 
vom 14. April 1880 wurde mit Zustimmung der Domänen- 
kommission eine Hypothek auf die Domänen eingetragen, welche 
auf den Namen des Hauses Rothschild lautete, auch wurden 
die Einkünfte der Domänen speziell zur Verwendung „an 
für et ä mesure des besoins“ des Anleihedienstes bestimmt. 2 ) Wenn 



0 Die Mächte waren hiermit einverstanden, da ihnen u. zw. speciell 
Frankreich und England dadurch ein weitreichender Einfluss auf die 
Finanzverhältnisse Egyptens eingeräumt war. Es konnte sogar die General- 
kontrolle, deren Funktionen nunmehr von den Ministern absorbiert wurden, 
vollständig in Wegfall kommen. Auch das engl.-französische Ministerium 
diente in hohem Masse dazu, die Stellung seiner beiden Heimatmächte zu 
heben. Insbesondere wirkte der Minister Wilson mit allen Kräften auf 
eine Erhöhung des englischen Einflusses hin. 

2 ) Zwischen der am 28. October 1878 erfolgten Verstaatlichung der 
Domänen und der am 2. Februar 1879 geschehenen Eintragung waren 
bereits eine Anzahl von Hypotheken eingetragen worden. Auf Seiten der 
Anleihegläubiger wurde die Rechtsbeständigkeit dieser Hypotheken nament- 
lich mit der Begründung angefochten, dass die Verstaatlichung der Dairen 
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diese nicht ausreichten, sollten die Einkünfte der Provinz Keneh 
verpfändet sein.. Diese Befugnisse wurden zwischen Rothschild 
und der egyptischen Regierung vereinbart; sie waren aber da- 
durch nicht in ihrer Wirksamkeit auf diese, die unmittelbaren 
Paciscenten beschränkt. Die Emissionshäuser traten vielmehr als 
Vertreter der Gesamtheit der Anleihegläubiger auf und erwar- 
ben somit für diese unmittelbare Rechtsansprüche gegen die 
egyptische Regierung. Ihre Genehmigung haben die Gläubiger 
hierzu dadurch gegeben, dass sie unter den ihnen vorgelegten 
Bedingungen, welche alle diese Abmachungen materiell um- 
fassten, subseribiert haben; sie haben dadurch den gesamten Inhalt 
der bestehenden Verträge vorbehaltlos acceptiert. Aus gleichem 
Grand« können auch gegen die Rechtsgültigkeit der auf die 
Staatsdomänen zu gunsten dieser Anleihe eingetragenen Hypo- 
theken keine Bedenken erhoben werden. Der Code Egyptien 
schreibt allerdings vor, dass Hypotheken auf den Namen eines 
bestimmten Gläubigers eingetragen werden müssen ; das Emissions- 
haus war aber kraft Genehmigung der Anleihegläubiger die General- 
vertretung dieser, und es ist somit zweifellos, dass, indem die 
Namen der Emittenten eingetragen wurden, dies lediglich eine 
Zusammenfassung aller aus jener Anleihe berechtigten Einzelgläu- 
bigei* war. Aus diesem Grunde schloss die Eintragung der Hypo- 
thek in der geschehenen Art keinerlei Rechtsnachteile für die 
Gläubiger in sich. Auch nahm das Haus Rothschild insofern 
dem egyptischen Staate gegenüber eine Gläubigerrolle ein, als 
ihm durch den Vertrag mit demselben thatsächlich Gläubiger- 
Stellung zugewiesen worden war, wenn auch nicht in der Art, 
wie sie den Erwerbern der Anleihetitel selbst zukam. So nahm 
das Emissionshaus vor allen Dingen eine der Caisse analoge Stelle 
hinsichtlich der Verwaltung der Domänenschuld ein; ihm war 
die Berechtigung zuerkannt, sofort und unmittelbar von der 
Dom&nenverwaltung selbst die verpfändeten Einkünfte zu ver- 
langen, eventuell auch zur Deckung derselben die Steuererträge 
der Provinz Keneh seitens der Staatsregierung heranzuziehen. 



nur unter der Voraussetzung, dass auf dieselben sofort die Rotschild- 
anleihe aufgenommen werde, erfolgt sei. Es braucht nicht ausgeführt zu 
werden, dass diese Begründung in keiner Weise weder rechtlich noch 
thatsächlich stichhaltig ist. M. E. waren diese Hypothekenrechte 
nicht allein völlig begründet, sondern es waren auch die ihnen zu Grunde 
liegenden Forderungen vor den Bedürfnissen der Rothschildanleihe aus den 
Erträgnissen der Domänen zu befriedigen. 
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Die Domänenverwaltung hatte sogar die Pflicht, die zum Schulden- 
dienste bestimmten Einkünfte direkt an Rothschild abzuführen, 
die Bankhäuser Rothschild waren also, ähnlich wie die Caisse 
de la dette publique nach dieser Richtung hin ein Tresor special 
de T Etat. Mit diesen weitgehenden Rechten, mit welchen übrigens 
entsprechendeKontrollrechte verknüpft waren, nehmen die Häuser 
Rothschild die Stellung tatsächlicher Gläubiger des egyptischen 
Staates ein, und zwar in einemMasse, welches dieGrenzen der gewöhn- 
lichen privatrechtlichen Gläubigerschaft weitübersteigt. In solcher 
Eigenschaft sind sie auch den Anleihegläubigern gegenüber für alle 
Handlungen, die sie in Vertretung derselben vornehmen, wie auch 
für die Sicherheit des Schuldendienstes, soweit ihnen eine Mit- 
wirkung an demselben zusteht, civilrechtlich verantwortlich. 1 ) 
Aus ihrer rechtlichen Stellung gegenüber der egyptischen Re- 
gierung und den Gläubigern ergiebt sich übrigens, dass alle Staats- 
einkünfte, sobald sie zu Tilgungszwecken an die Emissions- 
häuser gelangen, aufhören, egyptisches Staatseigentum zu sein. 
Die egyptisohe Regierung hat mit der Abführung der verpfän- 
deten Einkünfte ihre Pflicht gethan; dass das Geld in die Hände 
der Gläubiger gelangt, ist Sache der Emittenten. 

Die Befugnisse und die Rechtsstellung der Domänenkom- 
mission*) sind in den Dekreten vom 26. October 1878 und 30. 
Januar 1879 dahin normiert, dass diese Kommission aus einem 
Engländer, einem Franzosen und einem Egypter bestehen solle, 
deren jeder zwar vom Khediven selbst, aber nur mit Zustim- 
mung der betreffenden Heimatsmacht ernannt und ebenfalls nur 
mit Zustimmung derselben aus seinem Amte entlassen werden 
dürfe, und deren Aufgabe die unmittelbare Yereinnahmung und 
Verwaltung der Domäneneinkünfte und deren Abführung an die 
Anleihehäuser sein sollte. Der Character der Stellung der Domänen- 
kommission ist mit vollem Rechte durch ein Urteil des tribunal 
mixte von Kairo vom 15. Mai 1880 dahin zum Ausdrucke ge- 
bracht worden, dass sie ein „gemischtes internationales“ Organ 
mit dem Charakter einer tierce detentrice sei. Diese Auffassung 
stützt sich mit Recht auf die Doppelseitigkeit der diesem In- 
stitute beigelegten Zweckbestimmung, der zufolge es ebenso sehr 
zur Wahrung der Interessen des Schuldners, dessen Geschäfte 



9 Mit der actio m&d&uti. 



2 ) Vgl. hierüber und zum Folgenden Pari. Papers 1879 Egypt No. 5. 
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es zu führen hat, wie zur Sicherung für die Gläubiger, in deren. 
Interesse es die Einnahmen zu erheben und an die Häuser Roth- 
schild 'abzuführen hat, eingesetzt worden ist. 

Mit diesen Eigenarten tritt die Rothschildanleihe ganz aus 
dem Gefiige des bisherigen Schuldenwesens heraus. Sie besteht 
ganz für sich allein, sowohl hinsichtlich der für ihren Dienst 
bestimmten Pfandgüter und Einnahmen als auch hinsichtlich 
ihrer Verwaltung. Dies alles ist durch den Vertrag mit den 
Häusern Rothschild einerseits, der egyptischen Regierung und 
der Domänenkommission andrerseits von jeder Einwirkung seitens 
der Mächte und ihrer Organe ausgeschlossen. Nur sind für die 
Rechtsverhältnisse zwischen den Beteiligten und der egyptischen 
Regierung die Normen der internationalen Gerichtsreform mass- 
gebend, soweit es sich um Ansprüche gegen die egyptische Re- 
gierung oder die Domänenkommission handelt. 
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VIII. 



Die Generalkontrolle und die* 
Liquidationskommission. 



Die Verstaatlichung und Verpfändung der Domanialgüter 
war für deu Khediven, der sich durch diese Massnahmen auf 
das Erheblichste verletzt fühlte, der Anlass, sich nunmehr offen 
in Konflikt mit den Mächten zu setzen. Vor allen Dingen trieb 
ihn hierzu das Bewusstsein, dass er durch seine bisherige Nach- 
giebigkeit gegenüber den Mächten, insbesondere durch die Er- 
nennungder ausländischen Minister seiner Herrschaftsgewalt der- 
artige Schranken gezogen hatte, dass ihm jede Möglichkeit, über 
seine Beamten, seine Person, sein Vermögen nach eigenem Willen 
zu verfügen, genommen war. Diese Empfindung trieb ihn zum 
Konflikte mit den Mächten und zum Bruche der intenationalen 
Vereinbarungen. 

Es kann nicht unsere Aufgabe sein, die Entwicklung dieser 
Dinge bis ins Einzelne zu verfolgen. Zwei Actionen waren es 
im wesentlichen, welche als die Ziel- und Endpunkte dieser 
ganzen Bewegung anzusehen sind, die Einberufung einer zur 
Beschlussfassung über die Finanzlage konstituierten Notabein- 
versammlung, und die Entsetzung der auswärtigen Minister. *) 
Durch dieNotabelnversammlung liess Ismail und zwar ohne die 
verfassungsrechtlich erforderliche Mitwirkung der Minister einen 
Gesetzentwurf über die künftige Gestaltung der egyptischen 
Finanzfrage ausarbeiten ; dieser Entwurf wurde sogar den aus- 
wärtigen Mächten mit der Eröffnung, dass derselbe in nächster 
Zeit in Kraft treten solle, mitgeteilt. Fast zu gleicher Zeit wurde 
Nubar Pascha, der bisherige, unter dem Verdachte europäischer 
Beeinflussung stehende Ministerpräsident, entsetzt und an dessen 
Stelle der Thronfolger TewfikPascha berufen; und als dann Tew- 
fik dem Winke seines Vaters folgend der Präsidenten würde ent- 
sagte, setzte dieser ein neues, nur aus Egyptern bestehendes Ka- 
binet unter Cherif Pascha ein. 2 ) 



*) Vgl. Pari. Papers Egypt 1879 I S.I2 fg. Livres jaunes 1880 S. 128-131 
2 ) Vgl. Pari. Papers Egypt 1879 II S. 190, 196 fg. 115, 122 fg. 
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Dieser doppelte Bruch internationalrechtlicher Festsetzungen 
veranlasst© die Mitglieder der Commission superieure zur Nieder- 
legung ihres Amtes ; unmittelbar hierauf wurde der Finanzent- 
wurf der Notabein- Versammlung zum Gesetze erhoben. 

Dieser Schritt des Khediven veranlasste lebhafte Protest- 
kundgebungen der beteiligten europäischen Mächte *), an der 
Spitze Deutschlands. Der Konflikt endete mit dem Sturze 
Ismails, der durch Irade des Sultans im Jahre 1879 erfolgte. 2 ) 

Alle diese Ereignisselegten dieUnerlässlichkeit einer einheit- 
lichen Regelung der gesamten Staatsschuldenverhältnisse nur 
noch eindringlicher zu Tage. Die ersten Schritte hierzu geschahen 
durch die Rehabilitierung der Generalkontrolle und durch 8 ) die 
Einsetzung der Liquidationskommission, welche durch Dekret vom 
31. März 1880 erfolgte. 

Die Befugnisse der Generalkontrolle sind in den Dekreten 
vom 4. September und 15. November 1879 festgelegt. Während 
im erstercn die Rechte, welche sie früher besass, in vollem Um- 
fange beibehalten wurden, schränkte letzteres ihre Befugnisse im 
wesentlichen auf eine Oberaufsicht über die gesamte Staats- 
verwaltung ein. 

Die Liquidationskommission war hingegen ein nur zu dem 
vorübergehenden Zwecke der Liquidation eingesetztes, mit ge- 
setzgeberischer Gewalt ausgestattetes Organ. Die europäischen 
Mächte hatten zumeist zu dem von dieser Commission zu er- 
lassenden Liquidationsgesetz ihre Zustimmung im Voraus erteilt. 
Die Aufgaben der Commission bestanden des Näheren in 

1. der Untersuchung der Finanzlage, 

2. der Festsetzung eines Verteilungs- 
modus hinsichtlich der konsolidierten, 



*) Die nunmehr erfolgende Protestbewegung der Mächte bedeutete 
auch eine sehr energische Remonstration gegen die seitens der egypti sehen 
Regierung gänzlich vernachlässigte Erfüllung der gegen sie ergangenen 
Urteile. 

*) Vergl. Pari Papers 1880 Egypt. No. I. Holland Texts. No. IX. 

*) Dies geschah durch die Dekrete vom 2. August und 4. September 
1879 cf. auch Pari Papers 1884. Egypt No. 14. Holland 106: The Controllers 
were instructed by Lord Salisbury and M. Waddington to make theKhedive 
nuderstand that the establishment in Egypt of political influence on the 
pari of any other power in corapetition with that of England 
and France would not be tolerated. Dieser Gedanke diente den Controleurs 
generaux zur Richtschnur. 
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3. in der Tilgung der schwebenden Schuld 

An den Bestimmungen, die hinsichtlich der Domanenanleihe 
getroffen waren, sollten jedoch keine Aenderungen vorgenommen 
werden dürfen. Der Verkehr derCommission mit demKhediven 
und den Ministern sollte nur durch Vermittlung der controleurs 
generaux zulässig sein. 

Durch das von der Commission ausgearbeitete Liquidations- 
gesetz wurden sowohl die staats- und völkerrechtliche Stellung 
der egyptischen Regierung als auch die Rechtsbeziehungen 
zwischen dieser und den europäischen Gläubigem einheitlich 
und mit allseits bindender Kraft festgestellt. Diese Wirksamkeit 
des Gesetzes beruht auf der seitens aller an der Gerichtsreform 
beteiligten Mächte gegebenen Zustimmung, die teils vor, teils 
nach dem Zustandekommen des Gesetzes erfolgte. Auch hat der 
Khedive sich im Voraus verpflichtet, dem neuen Gesetze seine 
Sanktion zu geben und es amtlich zu publizieren 1 ) 



*) Vgl. Deklaration der Mächte vom 31. März 1880. Pari. Papers Egypt 
'^80 No. 2. Rapport d. Comm. vom 17. April 1880, Pari. Papers 1880 Egypt. 
o. 10. 
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IX. : 

Das Liquidationsgesetz 0 
vom 17. Juli 1880. 



Durch die Liquidationskommission wurde zunächst fest- 
gesetzt, dass Liquidationsansprüche seitens der Gläubiger nach 
Veröffentlichung des Liquidationsgesetzes nicht mehr geltend 
gemacht werden sollten. Hiervon wurden nur die bereits rechts- 
hängigen Ansprüche ausgenommen. Gegen die Commission selbst 
war hingegen die Klage zulässig, insoweit diese die Anerkennung 
von Ansprüchen verweigerte. 2 ) 

Durch das Liquidationsgesetz wurde zunächst die Verwand- 
lung der Dairagüter in Staatseigentum bestätigt, auch die Daira- 
schulden als Staatsschulden anerkannt 8 .) An den für die Do- 
mänenanleihe geltenden Bestimmungen wurde keine Aenderung 
getroffen; dieselben wurden lediglich bestätigt. 

Dahingegen wurde das Mukabalahgesetz vom Jahre 1871 
vollständig abgeschafft 4 ) und den aus demselben Berechtigten 
eine geringe Entschädigung in Gestalt einer 50 Jahren hindurch 
zahlbaren Annuität im Betrage von 150 000 1. st. gewährt. Diese 
sollte den Berechtigten auf die künftig in voller Höhe zu 
zahlende Grundsteuer angerechnet werden. 5 ) Ohne jede Ent- 



i) Dem Liquidation sgesetz vom 17. Juli 1880 sind Motive nicht beige- 

f eben. Wichtig zum Verständnisse desselben sind namentlich die Berichte 
er Commission superioure und die Erläuterungen Sir C. Rivers Wilson’s 
in Pari. Papers 1881 Egypt p. 1 fg. 

*) Art. 69, 86 d Liquidationsgesetzes. 

8 ) VgL Art. 40, 41 d. Liquidationsgesetzes. 

4 ) Art. 87 fg. des Liquidationsgesetzes. 

6 ) Die Anrechnung dieser Annuität ist an folgende Bedingung geknüpft : 
Les versements de la Mukabalah reconnus reguners donneront droit ä uae 
indeomitd au profit des porsonnes aui lors au r&glement dont il va ätre 
parle ci-dessous seront proprietaires des terres auxquelles ont 6td appliquta 
ces versements. Diese Grundeigentümer mussten, um berücksichtigt zu 
werden, ihre Ansprüche anmelden. 

In dem Berichte der Commission supärieure d’ Enquete ist der Grund- 
satz, auf dem dieses Verteilnngsverfahren beruht, mit charakteristischer 
Schärfe ausgesprochen. Es heisst dort: Malgrä tous les raisonnements 
qu’on pourrait faire pour demontrer que par suite du systäme du gouver- 
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Schädigung dagegen wurde die Ruznameh aufgehoben ; die drnch 
dieses Institut emittierten Rentenbriefe wurden einfach annulliert. 
Die geringfügige Entschädigung, welche den Mukababgläubigem 
zu teil wurde, war Alles, was für die egyptische Bevölkerung 
bei der grossen Teilung ihres Nationalvermögens abfiel, während 
sie es doch gewesen war, die für die Deckung der egyptischen 
Schulden im Interesse Ismails und der europäischen Gläubiger 
so ausserordentlich schwere Opfer hatte bringen müssen! 

Die Mukabalahannuität bildet eine auf den allgemeinen 
Staatsmitteln lastende Schuld und zwar eine solche, welche der 
egyptischen Regierung den eigentlichen Unterthanen gegenüber 
obliegt. Gerade darin, dass eine solche Verpflichtung der Re- 
gierung den eigenen Unterthanen gegenüber mit Rechts Wirksam- 
keit auferlegt werden konnte, zeigt sich die Einbusse, welche 
die egyptische Regierung durch die Intervention der fremden 
Mächte erlitten hat. 

Die Gläubiger 1 ), deren Ansprüche sonach der Liquidation 
unterworfen waren, zerfielen in 

1. Die privilegierten Gläubiger, 

2. Die Gläubiger mit spezieller Pfand- 
sicherheit, 2 ) 

8. Die gewöhnlichen Gläubiger. 

Zu den Ansprüchen der ersten Gläubigerklasse gehörten die 
Rückstände an Tribut, die Egypten der Türkei gegenüber ver- 
schuldete 8 ), sowie die an Gehältern, Pensionen, Schulden an Waisen- 

nernent personel les contribuables ne sont pas moralement responsab- 
les de T etat actuel des choses, il ne fautpas oublier que les contribuables 
d’Egypte sont des debiteurs (eine durchaus irrige Vorstellung !) etque 
le principe que nons venons de poser savoir: qu’aucun sacrifice ne doit 

ötre demande aux creanciers, avant que tout sacrifice raisonnable ait et6 
fait parles debiteurs est d’une equite incontestable, quelque dure que 
puisse paraitre son applioation (Rapport conc. le r&gl. prov. S. 12). Hierzu 
ist zu bemerken: 

1. Die contribuables sind keine debiteurs, dieselben trifft weder eine 
moralische Verantwortlichkeit noch eine juristische Haftbarkeit für An- 
leiheschulden des Staates. 

2. Sind die debiteurs nicht moralement responsables für die Schuld- 
verhältnisse, so kann von einer equite inconstestable, die darin besteht, 
ihnen zu gunsten der Gläubiger möglichst hohe Opfer aufzuerlegen, keine 
Rede sein. 

*) Diese Bestimmungen sind getroffen unter ausdrücklicher Bezug- 
nahme auf den Privatkonkurs (Code de comm. VII Art 358 — 380). 

2 ) Hierzu gehören alle Gläubiger der konsolidierten Schulden. 

n ) Vergl. S. 15 fg. 
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kaäsen und dergleichen, die Ansprüche aus unrechtmässiger Ver- 
wendung von Erbmassen, Mündelvermögen, Depositen, 1 ) endlich 
alle Forderungen, welche auf den den Häusern Rothschild verpfän- 
deten Domanialgütern vor dem Hypothekenvertrage vom 8. 
Februar 1879 hypothekarisch eingetragen waren. 2 ) Alle diese 
Forderungen wurden in voller Höhe befriedigt. Hierdurch kamen 
auch die Hypothekenrechte der letzterwähnten Gläubigerklasse 
in Wegfall. 3 ) 

Die 3. Klasseder Gläubiger wurde zu 70 °o ihrer Forderungen 
durch Emmission neuer p ri vilegierter Ti tel, zu 30°/o in baar befriedigt. 
Voll in baar wurden alle Ansprüche bis zu 20 1. st. ausgezahlt. 

Forderungen für gelieferte Waren und Arbeiten wurden, 
sofern den Gläubigern specielle Pfandsicherheit zur Seite stand, 
im Vergleichswege beglichen. Die Commission bewilligte zu 
diesem Zwecke die Summe von 822 624 1. st. eg. 4 ) 

Die übrigen Staatsschulden wurden durch Konversion der 
Titel liquidiert, und zwar geschah dies durch Verrechnung sämt- 
licher zur Verfügung stehenden Mittel auf die Schuldbeträge. 

Die Commission schätzte auf Grund eingehender Unter- 
suchungen die Einnahmen für die Jahre 1880-81 auf 8361 622 1. 6g., 
für die späteren Jahre auf 8411622 1. eg. 

Von diesen Einnahmen verteilte sie auf die 



ordentlichen Ausgaben 4 520 030 1. 

Mukabalah- Annuität 150 000 1. 5 ) 



>) Vergl. Art. 67 Liq.-Ges. 

2 ) Vergl. S. 42 Anm. 2. Diese Hypothekenrechte erreichten insgesamt 
die Summe von mehr als 1 Million 1. st. Vergl. auch Bericht der Commission 
superieure d ? enquete vom 8. April 1879 S. 48 fg. 

8 ) Vgl. Art. 67 Abs. 8. 83 Liq.-Ges. Ein Dekret vom 16. Juni 1880 
erklärte noch eine Reihe auderer bisher zu den khedivialen Familien- 
ütorn gehöriger Grundstücke zu Staatseigentum, speciell zu einem Be- 
standteil des domaine public. Nach Art. 84 des Liq.-Ges. sollen diese 
Güter ieder Veräusserung, Verjährung bezw. Ersitzung, sowie jedem Zu- 
griff im Wege der Zwangs vol 1 Streckung entzogen sein, solange sie nicht 
durch ein späteres Decret etwa wieder in das Gebiet des domaine prrvA 
▼erwiesen würden. Dies ist thatsächlich hinsichtlich mehrerer Paläste des 
Khediven durch Dekret vom 30. April 1884 geschehen. Durch diesen Akt sind 
die Güter zu Privateigentum erklärt worden und sind sonach wieder der 
Verftusserung, Ersitzung und Zwangsvollstreckung unbeschränkt unter- 
worfen. Gleichzeitig siud dieselben dadurch aus jeder Haftbarkeit für die 
Staatsschulden entlassen, da die Voraussetzung dieser Haftbarkeit ledig- 
lich in der Eigenschaft der Güter als domaine public besteht. 

4 ) Art 71 Liq.-Ges. Ein 1. 6gyptien ist einige Pfennige mehr als ein 1. sterL 
*)Es sind dies die auf allgemeinen Staatsmittel — also ohne Spezial- 
▼erpftodung — ruhenden Staatsschulden. Art. 15 fg. Liq.-Ges. 
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Daira Khassa i) 2 ) 340001. 

Yerzinsiing der Suez-Canal-Actien ^ . ' . . . 1938581. 

sodass nunmehr noch zur Verfügung der übrigen Gläubiger: 

für das erste Jahr 34637341. 

für die kommenden Jahre 35137341. 

verblieben. 

Auf der anderen Seite betrugen die zu tilgenden Schulden 

am 1. Januar 1880 825186881. 

und zwar die privilegierten 16 4638501. 

die kurzen Anleihen 1431 9631. 

die unifizierte Schuld 54 682 8751. 



die privilegierte Schuld war zu 5° o verzinslich und sollte bis 1941 
durch eine regelmässige Annuität von 8635991. getilgt werden. 

Die kurzzeitigen Anleihen waren zu 9 bezw. zu 7°io verzins- 
lich; auf diese waren im Jahre 

1880 7412301. 1881 3444711. 

1882 1949291. 

zu tilgen. 

Die unifizierte Schuld endlich war zu 6°/o verzinslich, die 
jährliche Tilgungssumme betrug l°/o der Nominalhöhe plus 
50000 1., demnach waren jährlich 38765511. zu zahlen. 

Insgesamt betrugen also die jährlichen, zu Schuldenzwecken 
zu verwendenden Ausgaben 3 ) 

1880 54813891. 1881 50846231. 

1882 49350791. 

Daneben war eine schwebende Schuld, deren Höhe von der 
Liquidations - Commission auf insgesamt 8 456 868 1. geschätzt 
wurde, vorhanden. Nicht mitgezählt sind bei dieser Berechnung 
die auf den Da'iren und den Domänen haftenden Obligationen. 

Aus dieser Bilanzierung der Schulden und der Einnahmen 
geht hervor, dass diese jenen gegenüber ganz erheblich im Rück- 
stände blieben. Die Liquidations - Commission war demzufolge 
vor die Aufgabe gestellt, eine möglichst gerechte Verteilung der 
verfügbaren Summen auf die einzelnen Berechtigten vorzunehmen. 



0 Die DaYra-Khassaschuld wurde in eine auf den allgemeinen Staats- 
mitteln lastende konvertiert. Die Tilgung sollte durch jährliche Annuitäten 
in der im Text bezeichneten Höhe erfolgen. 

a ) Die Verzinsung der Suezkanal-Actien kam 1898 in Wegfall. VergL 
S. 30 Anm. 1. 



8 ) Es sind hierbei nur die Anleiheschulden in Rücksicht gezogen. 
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Dies geschah in folgender Weise. 

Die Gliederung der konsolidierten Schulden 1 ) in die privi- 
legierte, die aus den kurzen Anleihen der Jahre 1862, 64 u. 67 
hervorgehenden und die unifizierte Schuld wurde im Allgemeinen 
in der Weise, wie sie durch das Dekret vom 11. November 1876 
vorgesehen war, beibehalten. *) Auch wurden die durch dieses 
Dekret normierten Zahlungs- und Tilgungsmodalitäten hinsichtlich 
der privilegierten Schuld festgehalten. Dahingegen beschloss ;die 
Commission, die Titel der letzteren um den Betrag 5600205 1. 
zu vermehren, um auf diese Weise den Saldo zur Bezahlung 
der schwebenden Schuld zu erreichen. Diese Obligationen sollten 
neben den sonst verfügbaren Mitteln zur Tilgung der schweben- 
den Schuld ausschliesslich verwendet werden. Diese 8 ) ist da- 
durch als vollständig getilgt anzusehen, wie dies im Art. 83 des 
Liqu.-Ges. ausdrücklich ausgesprochen ist. Der Gesamtbetrag 4 ) 
der dette privilcgiee beträgt nunmehr 22064055 1., die jährliche 
Last 11577681.; die Sicherheiten bleiben dieselben wie früher, 
nämlich die Reinerträge der Eisenbahnen, Telegraphen und des 
Hafens von Alexandria sowie diese selbst in corpore; auch 
haben die Inhaber der Titel der dette privilegiee ein Vorrecht 
vor den Inhabern der Titel der unifizierten Schuld hinsichtlich 
der für den Dienst der letztem speciell bestimmten Einkünfte. 
Umgekehrt haben die Gläubiger der unifizierten Schuld Anspruch 
auf jeden Ueberschuss, welchen die zum Dienste der privile- 
gierten Schuld bestimmten Einnahmen ergeben. Diese Einkünfte 
sind demnach für die unifizierte Schuld mitverpfändet, während 
die in corpore verpfändeten Staatsgüter nur für die privilegierte 
verpfändet sind. 

Die Einkünfte aus den Eisenbahnen und Telegraphen stellten 
sich im Jahre 1880 nach der Mitteilung Bakers 5 ) auf 636840, 
die des Hafens von Alexandria auf 70000 1. ; vergleicht man 
diese Summe mit dem, was zum Dienste der privilegierten 
Schuld jährlich zu verwenden ist, so ergiebt sich, dass etwas 



*) Art. 2 des Liq.-Ges, 

2 ) Die konsolidierten Schulden haben durch spätere Dekrete uoch 
mannigfache Aenderungen erfahren ; für die schwebenden Schulden hin- 
gegen ist das Liquidationsgesetz die einzige Grundlage geblieben. 

3 ) Zur schwebenden Schuld werden nach Art. 66 Liq.-Ges. alle nicht 
aus öffentlichen Anleihen hervorgehenden Schulden gezählt. 

4 ) VgL Art. 8 Liq.-Ges. 

6 ) Bakcr-Jaff6, das egyptische Liquidationsgesetz. 
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mehr als 400000 1. pro Jahr aus den für die unifizierte Schuld 
bestimmten Einkünften zur Deckung der privilegierten heran- 
zuziehen sind. Die aus den Anleihen von 1864 bis 1867 hervor- 
gehenden Schuld titel wurden aufgehoben, 1 ) und den Gläubigem 
dafür an Stelle der zu 80 gerechneten Titel solche der unifizier- 
ten Schuld zum Kurse von 60 pCt. gegeben. 2 ) Für diese Ein- 
busse wurde den Gläubigern eine Reihe von Kompensationen 
gewährt, die hier nicht näher zu erörtern sind. 3 ) 

Die unifizierte Schuld wurde durch die Ausgabe dieser 
neuen Titel um den Betrag von 1908280 1. vergrössert, der 
Zinsfuss dagegen auf 4 pCt. vom 1. Mai 1880 ab herabgesetzt. 

Durch die Dekrete des Jahres 1876 waren zur Sicherheit 
für die unifizierte Schuld verpfändet : die Abgaben von Salz 

und importiertem Tabak, die Zölle von Cairo und Alexandria 
und der Brücke Kasr-el-Nil, die Einkünfte der Fischereien und 
der Schiffahrtsabgaben, die auf dem Nil erhoben wurden, ferner 
die vier Provinzen Garbieh, Menufieh, Behera und Siut. Die 
Totaleinkünfte aus diesen Einnahmen waren auf 10450000 1. 
incl. der Mukabalahabgabe geschätzt. Die Commission beschloss 4 ), 
die Steuern auf Salz, die Schifiahrtsabgaben, die Fischerei-Ein- 
nahmen, sowie die Zölle der Kasr-el-Nilbrücke aus dem Pfand- 
nexus zu lösen und diesen Ausfall durch Vermehrung der Ab- 
gaben in den vier benannten Provinzen, durch Zuschlag auf die 
Abgaben der Ucheryländereien und den bereits erwähnten Weg- 
fall der Mukabalah auszugleichen. Von den Bruttoeinkünften der 
Provinzen sollten 7 °/o für Verwaltungskosten abgezogen werden. 
Diese Massregeln sollten namentlich die für den Verkehr äusserst 
drückenden Schiffahrts- und Zoll-Abgaben beseitigen und auch 
eine bessere Besteuerung des Bodens ermöglichen 6 ). 

Die Zahlung der fälligen Coupons und Titel der Staats- 
schulden sollten in Egypten, Paris und London und zwar zu 
einem Kurse v. 25francs prol. st. erfolgen 6 ). Hinsichtlich der Obliga- 

x ) VgL Art. 25, 26—29, auch Art 2 — 8, 19 fg. Liq.-Ges. 

f ) Art 25 fg. Liq.-Ges. 

8 ) Dieselben sind im Art 26 Liq.-Ges. näher bezeichnet. 

4 ) cf. Art. 9 Liq.-Ges. An Stelle dieser Ein nahmen Verpfändung trat 
nunmehr die Subsidiarhaft der allgemeinen Staatsmittel ein. Diese Ein- 
nahmen treten also aus ihrer Specialverpfändung in diese Subsidiarhaft 
zurück. 

5 ) Art 9 Liq.-Ges. 

«) Art. 20 Liq.-Ges. 
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tionen und Coupons der dette privilegiee und unifiee sollten jedoch 
nur zu einem von der Caisse gemeinsam mit dem Finanzminister 
festzusetzenden Kurse gezahlt werden. 

Eine Besteuerung 1 ) der Schuldtitel zu gunsten der egyp- 
tischen Regierung sollte für immer ausgeschlossen sein. 

Die Ausloosung 2 ) der zu tilgenden Titel sollte jedesmal 
in öffentlicher Sitzung durch die Commissare der Caisse de la 
dette publique erfolgen. Nicht durch Ausloosung, sondern durch 
Rückkauf zum Tages- bezw. Parikurse sollten hingegen die 
Titel der dette unifiee getilgt werden. 

Hinsichtlich der Verjährung blieben die Bestimmungen des 
bürgerlichen Rechts in Geltung, wonach Zinsforderungen in 5, 
Kapitalforderungen in 15 Jahren seit dem Fälligkeitstermine 
verjähren. Die durch Verjährung gewonnenen Mittel sollten für 
die dette unifiee verwendet werden 3 ). 

Durch diese Bestimmungen gewann die konsolidierte Schuld 
nunmehr folgendes Bild: 

1. Die privilegierte: 

Kapital 16463 850 1. 

dazu kam aus der schwebenden Schuld ein Betrag von 5 600 205 1. 
Der Gesamtbetrag war also 22 064 055 1. 

2. Die unifizierte: 

Kapital 546828751. 

dazu kamen durch dieKonversion derAnleihen v.1864/67 2 909 280 1. 
Der Gesamtbetrag war also 565921551. 

Die konsolidierte Schuld betrug nunmehr also 
78656210 1. Die jährliche Last betrug andererseits bei der 
privilegierten Schuld nunmehr 1157718, bei der unifizierten 

2263686 1., insgesamt also 3421404 1. Vergleichen wir hiermit 
die Zahlen, welche vor dem Erlass des Liquidationsgesetzes den 
Bestand der egyptischen Schuld darstellten, so ergiebt sich eine 
Herabminderung des Gesamtbetrages um annähernd 

4 Millionen, eine solche der jährlichen Last um 
1,6 bis 1,7 Million. 

Die verfügbaren jährlichen Einnahmen betrugen nach Schät- 
zung der Commission ca. 3 l k Millionen 1. ; es war demnach ein 
Ueberschuss von ca. 75 000 1. jährlich zu erwarten. 

J ) Art. 21. Li q -Ges. 

2 ) Vgl. 14 fg. sowie auch Art. 22, 29, 95 Liq.-Ges. 

8 ) Art. 22 Liq.-Ges. in Verb, mit Art. 272, 275 Code civ. 
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